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die Leippiger F. u. 9.-Rüte gegen die Kattonalverſammlung,.

Das Geſamtminiſterium in Dresden gegen die Willkür der Leipziger A.- u. S.-Räte.
Die Leipziger Unabhängigen ſprengen planmäßzig eine demokratiſche Verſammlung.

Kiederlage der Unabhängigen bei den Chemnitzer Arbeiterratswahlen.
Der kritiſche Sonntag in Berlin.

Der kritiſche Sonntag, an dem in Berlin alle drei Rich-
tungen der Sozialdemokratie ihre Anhänger aufboten, iſt
völlig ruhig verlaufen. Die 14 Verſammlungen der Sozia-
demokratie geſtalteten ſich zu mächtigen Kundgebungen für
die Mehrheitsrichtung. Der zur Verfügung ſtehende Raum
erwies ſich als drei- und vierfach zu klein. „Jn der ruhm-
reichen Geſchichte der Sozialdemokratie“, ſagt der Vorwärts,
„iſt der geſtrige Tag einer der ſtolzeſten Wenn der
geſtrige Tag ohne Blutvergießen verlaufen iſt, ſo iſt dieſes
Ergebnis nur der übermenſchlichen Selbſtbeherrſchung der
republikaniſchen Soldaten und der Berliner Bevölkerung zu
verdanken.“

Jn den Verſammlungen der Unabhängigen, die unter
freiem Himmel ſtattfanden, ließen die Redner ihren Groll
gegen die Mehrheitspartei zwanglos ihren Lauf. Jn einer
Verſammlung bezeichnete es Kurt Roſenfeld als traurig, daß
die Mehrheitsſozialiſten einen noch kürzeren Wahltermin. für

einer anderen, die Nationalverſammlung werde einen reak-
tionären Charakter tragen und die Errungenſchaften der Re
volution vernichten. Dann werde weiter nichts übrig blei-
bei, als die Konſtituante nach ruſſiſchem Muſter auseinander-
zujagen. Jn einer dritten mußte ſich Ströbel mit den Sparta-
ziſten auseinanderſetzen. Auch wir würden, ſagte er den
Spartakuſſen gut zuredend, „lieber auf Ebert und Scheide-
mann verzichten, aber bedenkt, Genoſſen, daß hinter Ebert
und Scheidemann die ungeheure Mehrheit des Proletariats
ſteht. Das iſt eine Tatſache, mit der wir rechnen müſſen. „Die
Spartakiſten waren ſehr unzufrieden, und es hagelten auf
den „Regierungsſozialiſten“ Ströbel grobe Schimpfworte.

Alſo die Unabhängigen ſind ſich völlig darüber im klaren,
daß auf ihrer Seite nicht die Maſſen ſtehen. Nach Dresden
hat das ziffernmäßig jetzt wieder Chemnitz bewieſen.

Die Spartakusverſammlungen waren nach der Roten
Fahne von 30--40 000 Teilnehmern beſucht. Die Kund-
gebung im Treptower Park war eine gemeinſame der Sparta-
kusleute und Unabhängigen. Die Aufforderung, nach Trep-
tow zu marſchieren, wo Liebknecht ſprach, wurde mit Beifall
aufgenommen. Alle Verſammlungen geſtalteten ſich zu wil-
den Ausbrüchen gegen die Mehrheitspartei und es wurde
verlangt, daß deren Vertreter in der Regierung entfernt
würden. Die Rote Fahne verlangt ſtürmiſch den Austritt
der Unabhängigen aus der Regierung. Die Freiheit, das
Organ der Unabhängigen ſteht aber anſcheinend nicht auf
dieſem Standpunkt. Sie ſchreibt: „Jn einer am Sonnabend
abend ſtattgefundenen Ausſprache ſind alle ſchwebenden
Fragen geklärt. Jnsbeſondere iſt feſtgeſtellt worden, daß
Ebert und Scheidemann von dem Putſchverſuch nichts gewußt
hatten und davon überraſcht worden ſind. Man darf er-
warten, daß durch dieſe Ausſprache die gemeinſame Baſis ge-
funden worden iſt, aus der ein erſprießliches Zuſammen-
arbeiten der revolutionären Behörden und Regierung und
des Vollzugsrates erfolgen wird.“

Die Rote Fahne ſchätzte die e
an den an die Sparhtakusverſammlungen ſich anſchließen-
den Straßenkundgebungen auf 150 000 Perſonen. Auch
die Unabhängigen wären dem Rufe, dem Zuge zu folgen,
nachgekommen. Die Schätzungen aller anderen Berliner
Blätter bleiben weit hinter der Angabe der Roten Fahne
zurück; ſie ſchwanken zwiſchen 3000 bis 6000! Die
Rote Fahne hat alſo den Mund gehörig voll genommen. Die
Zahl der Teilnehmer war aber jedenfalls groß genug, um es
Liebknecht zu ermöglichen, bis in die ſpäten Abendſtunden
herumzuſpektakeln.

Zahl der Teilnehmer

Maſſenverhaftungen in Berlin.
Am Sonntag wurden von Soldaten des Berliner Sicher-

heitsdienſtes etwa hundert Perſonen im Hotel Briſtol feſt-
genommen und zum Polizeipräſidium gebracht. Die Feſt-
nahme ſtand im Zuſammenhang mit der Aushebung einer
beſonderen Studentenwehr, die ſich ohne Bewilligung der
Regierung gebildet hatte, um für die Aufrechterhaltung der
Ruhe und Sicherheit in Berlin zu ſorgen. Die Studenten-
wehr hatte die Abſicht, für den Fall eines Putſches jederzeit
alarmbereit zu ſein. Nach eingehendem Verhör wurden alle
Feſtgenommenen bis auf einen, den Führer, Referendar Dr.
Sacho, wieder freigelaſſen. S

Nach einer anderen Meldung traf man bei einer Haus-
kuchung in dem Hotel außer Studenten auch andere Männer,

Offiziere, Philoſophen und Aerzte. Von den verhafteten
9 Perſonen wurden 7 gleich nach Aufklärung wieder entlaſſen.

Jn beiden Meldungen geht die Zahl der Verhaſteten
weit auseinander.

Purtſchverſuch i Hamburg.
Von einem Putſchverſuch wird auch aus Hamburg

berichtet. Von einer Gruppe Kapitaliſten ſollen dem Redak-
teur Abter des Hamburger Mittagsblattes zu dieſem Zwecke
500 000 M. zur Verfügung geſtellt worden ſein. Geplant
war die Feſtnahme der unabhängigen Mitglieder des Ar-
beiter- und Soldatenrats. Es kam jedoch umgekehrt, da die
Sache ruchbar geworden war.

Aus dem Leipziger Hexenkeſſelpziger Hexenkeſſel.
Die Leipziger Volkszeitung veröffentlichte geſtern wieder

einen verhältnismäßig ruhigen Aufruf der Parteileitung
der unabhängigen Sozialdemokratie an ihre Anhänger, der
zur Wahlagitation für die Nationalverſammlung ouffordert.

n der kurzen Spanne der Zeit bis zum Wahltermin gelte es,
mit aller Kraft die Wähler über die Grundſätze des Sozia-
lismus zu unterrichten, um den Sieg der unabhängigen
Sozialdemokratie zu ſichern. Der Streit, wann die Kon-
ſtituante zuſammentreten ſolle, ſei jetzt müßig. Am Sonn-
tag nachmittag aber hat eine Verſammlung der Arbeiter und
Soldatenräte der Kreishauptmannſchaſt Leipzig getagt, in
der gegen drei Stimmen folgende Reſolution angenom-
men wurde:

Die am 8. Dezember 1918 in Leipzig verſammelten Delegierten
der Arbeiter- und Soldatenräte der Kreishauptmannſchaft Leipzig
erklären, daß ſie ſich, ſolange nicht die wirtſchaftliche
Gleich ſtellung aller Volksgenoſſen erreicht iſt,
gegen die Wahlen zur Nationalverſammlung aus-
ſprechen. Sie verlangen, daß bis dahin alle Gewalt in den Hän-
den der Arbeiter- unb Soldatenräte gelaſſen wird.

Jn einem Vortrage hatte Seger die Auffaſſung abge-
lehnt, als ob das Ausland keine Nahrungsmitltel liefern
werde, wenn die Nationalverſammlung nicht komme. Damit
ſolle nur die Revolution in Mißkredit gebracht werden.
Wenn die Entente bei uns einmarſchiere, würden ihre Sol-
daten nicht die Rolle ſpielen, die unſere Soldaten im Oſten
geſpielt hätten. Von dem Auftreten der Ententetruppen in

In derſelben Sitzung wurde auch die Frage aufgeworfen,
wo die Grenzen der Macht der Arbeiter- und Soldatenräte
ſeien. Darauf bemerkte Seger, daß miniſterielle Anord
nungen, die beſtimmt ſeien, dieſe Macht einzuengen, nicht
anerkannt werden fönnten. Ob die Geyer und Lipinski
darauf etwas geſagt haben, wird nicht berichtet. Und doch
wäre es ſehr wichtig, darüber etwas zu erfahren angeſichts
des Techtelmechtels zwiſchen dem Leipziger Arbeiter und
Soldatenrate und den Desdner Volksbeauftragten, die
e im mig a alſo auch Geyer und Lipinski ſich gegen
die Leipziger Selbſtherrlichkeit gewendet und mit Recht be

haben, daß es ja zu ganz unmöglichen Zuſtänden
t

Aber was kümmert das
Sie wenden ſich ja nicht bloß

gegen die Dresdner Regierung, ſondern auch gegen die Reichs
regierung, wie der rich auf Hinausſchiebung der Natio-
nalratswahlen beweiſt. Glauben denn die Herrſchaften, daß
ſie auch nur in Leipzig mit einer ſolchen Politik Erfolg
haben werden, zumal ſie nun auch noch, wie die Vorgänge
in der geſtrigen Kryſtallpalaſtverſammlung beweiſen, dazu
übergehen, planmäßig Verſammlungen der Gegner zu
ſprengen?

Die Gewaltvolitiker in Leipzig werden noch früh genug
einſehen müſſen, daß ſie auf ſchwankem Grunde operieren,
wenn ſie alle Demokratie mit Füßen treten und den nackten
Terror organiſieren.

So kann es nicht weitergehen!
Ja, ſo kann es nicht weitergehen! Das iſt die Meinung

aller, die nicht den letzten Reſt von Verſtand verloren
haben. Faſt unblutig iſt in der größten Revolution das
ſozialiſtiſche Proletariat zur Macht gelangt, ſind faſt zwei
Dutzend Throne und Thrönchen wie Späne zerſpellt, und
nun wütet in Berlin der Bürgerkrieg, bei dem Bürgerblut
in Strömen fließt. Wie ſoll das enden? Wer iſt ſchuld an
den Berliner Lorkommniſſen? Heute kann nur noch ein
Narr behaupten, daß die Volksbeauftragten in ihrer Geſamt-
heit oder Scheidemann und Ebert allein irgendwelche Verden beſetzten Gebieten des Reiches hat Seger danach noch

nichts gehört. Lipinski wandte ſich gegen die Anſicht Sogers,
werdendurchgeführt muſſe.e e ortdaß der Sozialismus ſofort

S 8 2 v n werdekretieren, damit ſei er jedochMan könne den Sozialismus
noch nicht durchgeführt.

Der alte Geyer ſchuf darauf die Stimmung für die An-
nahme der oben erwähnten Entſchliecßung. Wenn die Bürger-l e

8 C 3 J 4 F n 53 r 5lichen die Mehrheit erhalten, ſagte er, werden ſie verſuchen, die

antwortung an dem Blutvergießen treffe. Gegenüber dieſer
Tatſache iſt es von ungeordneter Bedeutung, von wem die
Anregung zu dem Vorgehen gegen den Vollzugsausſchuß
ausgegangen iſt. Die Volksbeauftragten haben keinen Zwei-
fel daran gelaſſen, daß die Unterſuchung gründlich geführt
werden wird und die Schuldigen die volle Strafe zu tragen
haben werden. Mittlerweile iſt zwiſchen dem Rat der Volks-

ſozialiſtiſche Republik in eine bürgerliche umzuwandeln; beauftragten und dem Vollzugsausſchuſſe eine Vereinbarun
dann müſſe aber die Revolution aufs neue enthrennen. Was getroffen worden, daß die Exekutive allein und ausſchließlich
liegt da näher, als daß man von der Wahl der Konſtituante bei den Volksbeauftragten liegen ſoll. Das iſt inſofern
überhaupt abſieht? Und ſo beſchloß man denn, die Wahlen wichlig, als es zeigt, daß zwiſchen den beiden Körperſchaften
bis auf den St. Nimmerleinstag hinauszuſchieben und die volle Uebereinſtimmung beſteht. Es genügt indeſſen nicht.
Macht bei den Soldatenräten zu belaſſen. Die Herren Un- Es muß jetzt Klarheit darüber geſchaffen werden, was nun
abhängigen überſehen nur, daß auch die Arbeiter- und Sol-
datenräte in ihrer Mehrheit die Einberufung der National-

e Unghhänngigen können esDie Unabhangigen tfonnen es eben
4ſie rutſchen eben am

verſammlung verlangen.

andrehen wie ſie wollen, Ende untendurch trotz ihrer ſchönen Beſchlüſſe.

zu geſchehen hat, um in Zukunft derartige Vorkommniſſe un
möglich zu machen.

Die Spartakusgruppe und ihre Führer wälzen die Schuld
auf die Gegenrevolution, für die ſie Ebert und Scheidemann
verantwortlich machen. Beſonders radikale Spartakusmen-

-==S

Die Arbeiterratswahl in Ghemnitz.
Bei den am 9. Dezember in Chemnitz vorgenom-

menen Wahlen zum Arbeiter- und Soldatenrot haben
die Unabhängigen eine gleich ſchwere Niederlage er-
litten, wie vor 14 Tagen in Dresden. Nach dem noch
nicht vollſtändigen Ergebnis wurden für die Liſte l (Mehr-
heitsſozialiſten) 78 379, für die Liſte II (Unabhängige)
6552 Stimmen gezählt. 78 Stimmen waren ungültig.
Wahlberechtigt waren alle über 20 Jahre alten, gegen
Lohn oder Gehalt bis zur Höchſtgrenze von 7500 Mark
beſchäftigten Perſonen beider Geſchlechter, ſofern ſie
in Chemnitz oder Umgegend ihren Wohnſitz haben oder
in einem Chemnitzer Betriebe beſchäftigt ſind; ferner

Abermals hat alſo die Maſſe der Arbeiter und
Soldaten gegen die Unabhängigen und Spartakuſſe
entſchieden. Die L. V. wird auch heute wieder von aller
lei Machenſchaften reden, auf die dieſes Reſultat zu-
rückzuführen ſein ſoll und natürlich noch nichts davon
wiſſen wollen, daß, wie Ströhbel in einer Berliner Ver-
ſammlung ſagte, die Sozialdemokratie über die un-
geheure Mehrheit unter der Arbeiterſchaft verfügen.

30 bis 90 Prozent der Arbeiter, ſagte Scheidemann in
einer Berliner Verſammlung, ſtänden hinter der Sozial-
demokratie. So iſt's. Auch in Leipzig werden
die Unabhängigen noch erfahren, daß ſie nicht all

Arbeitsloſe ſowie alle Soldaten oder geweſene Sol-
daten ohne Rückſicht auf ihr Alter.

mächtig ſind.
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halten Scheidemann beim Worte!

ſchen werfen auch die Haaſe und Dittmann in den gleichen
Topf mit den Schuldigen, weil ſie mit Ebert und Scheide-
mann in derſelben Regierung ſigen. Wenn man indeſſen die
Vorgänge am Sonnabend und am Sonntag betrachtet, dann
muß ein Blinder erkennen, daß die Spartakuſſe und ihre
Hetzereien gegen die Regierung die Schuldigen ſind. Der
Volksbeauftragte Barth ſprach am Sonnabend, wie berichtet,
u einer großen Menge vom Reichskanzlerpalais und führte
aus, daß kein Arbeiter mehr auf Liebknechts Seite ſtehen
werde, wenn er die Gelegenheit habe, ſich mit Liebknecht in
einem der größten Säle auseinanderzuſetzen. Und man muß
allerdings ſagen, daß Liebknecht allen Verſtand verloren
haben muß, wenn man ſeine heutigen Treibereien gegen
Ebert und Scheidemann ſieht, obwohl er es geweſen iſt, der
in den linksradikalen Barth gedrungen hat, neben Ebert
und Scheidemann in die Regierung einzutreten, um die Re-
volution nicht zu gefährden. Wegen dieſer Enthüllung
hagelte es über den unabhängigen Volksbeauftragten Lieb-
koſungen wie Strolch, Lump, Gauner uſw., man warf ihm
vor, daß er ſich die Taſchen fülle. Beſonnenere Elemente, die
Barth in Schutz nehmen wollten, verſchlang das wilde Toben
der aufgeregten Maſſe. Und wenn nicht Liebknecht ſchließlich
abgewinkt hätte, wäre Barth. vielleicht in ſeiner ſicheren
Poſition im Reichstkanzlerpalais ſehr unſicher geweſen. Jn
einer Verſammlung am Sonnabend geiferte die Luxemburg,
das Volk habe hungern müſſen und das werde auch unter
Scheidemann und Ebert nicht anders werden. Ebert und
Scheidemann hätten den Chaos erſt geſchaffen, indem ſie das
Volk in den Krieg getrieben und alle Volksgüter verſchwendet
hätten. Die Regierung müſſe geſtürzt werden, wenn es beſſer
werden ſolle. Der Schluß war ein Hoch auf Liebknecht, der
unſer Präſident werden müſſe. Liebknecht, der darauf ſprach,
nannte Ebert und Scheidemann Buben, die weiter nichts
trieben als Gegenrevolution. „Nieder mit ihnen!“
„Alle Macht den Soldatenräten! Das Proletariat der ganzen
Welt muß ſich zur Weltrevolution zuſammenſchließen!“

Wenn es bei dieſen Tiraden bliebe, wäre es ja weiter
nicht ſchlimm. Aber da die Geſellſchaft mit Maſchinengeweh-
ren und Panzerautos ſpazieren fährt, bedarf es eben nur
eines winzigen Anlaſſes, um Zuſammenſtöße herbeizuführen,
die zu Blutvergießen führen müſſen. Bei einer ſolchen
Spazierfahrt, an die ſich ein langer Zug von Arbeitern und
Soldaten anſchloß, ging plötzlich eine Bewegung durch den
Zug. Leute flüchten und ſchreien. Aus einem öffentlichen
Gebäude waren bewaffnete Mannſchaften mit Maſchinen
gewehren hervorgeſtürzt und hatten Anſtalten zum Schießen
getroffen. Es entſtand ein unbeſchreiblicher Tumult und
Rufe ertönten: „Nicht ſchießen! wir machen eine fried-
liche Demonſtration und ſchießen auch nicht!“ Jn der höch-
ſten Verwirrung kam ein Militärauto angeraſt, zwei Jn-
ſaſſen ſprangen vom Wagen herunter und riefen den Be
waffneten zu, nicht zu ſchießen. Die Bewaffneten waren zu
nächſt unſchlüſſig, ſtießen dann die Gewehrkolben energiſch
auf den Boden und zogen ſich zurück. Die Liebknechttruppe
aber bemächtigte ſich der Maſchinengewehre und ſchleppte
ſie auf einem Wagen mit ſich fort. Vor der Kommandantur
ſtanden wieder Soldaten mit Gewehren und abermals er-
tönten die Rufe: „Nicht ſchießen, wir machen eine fried-
liche Demonſtration!“ Ja, zum Henker, wozu braucht man
dann zu friedlichen Demonſtrationen Mordwaffen in ſolchen
Maſſen? Liebknecht und ſein Anhang, die ihren Plan, die
ganze Herrſchaft an ſich zu reißen, um das Chaos vollkommen
zu machen, mit dem Sturm auf das Polizeigebände be-
annen, werden keinen Augenblick zögern, dieſen Plan mit
ewaffneter Gewalt durchzuführen, wenn ſie über genügend

Waffen verfügen und den Moment für gekommen erachten.
Wollen denn die Volksbeauftragten und der Vollzugsausſchuß
zuſehen, bis es zu ſpät iſt? Die Volksbeauftragten begeben
ein Verbrechen an dem Volke, der jungen Freiheit und der
Revolution, wenn ſie den Dingen ihren Gang gehen laſſen.
Die Ereigniſſe in Dresden, Chemnitz, München zeigen, daß
das Treiben der Spartakusleute nicht auf Berlin be
ſchränkt iſt.

Der nächſte Schritt zur Sicherung der Revolution muß
deshalb die Entwaffnung aller unberufenen Elemente ſein!

Dieſer Schritt ſetzt jedoch die völlige Uebereinſtimmung
zwiſchen den Unabhängigen und Sozialdemokratie voraus.
Damit ſieht es indes ſehr windig aus. Nach dem bereits er-
wähntem Uebereinkommen zwiſchen dem Rate der Volksbeauf-
tragten und dem Vollzugsausſchuſſe, wonach beide Körper-
ſchaften einmütig im Dienſte der Revolution tätig ſein wollen
und die ganze Vollziehungsgewalt beim Rate der Volksbe-
auftragten liegen ſoll, müßte man auch Uebereinſtimmung
annehmen können. Dies iſt jedoch keineswegs der Fall. Die
Haltung der Unabhängigen iſt zwieſpältig. Sie zer-
fallen in eine unverantwortliche Maſſe und eine Handvoll
Männer in verantwortlicher Stellung, deren Haltung erſt
recht zweifelhaft und zwieſpältig iſt. Die Haaſe, Dittmann
und Barth verdächtigen unſere Genoſſen Scheidemann und
Ebert der indirekten oder auch direkten Schuld an der angeb
lichen Gegenrevolution, und verſuchen damit nicht nur bei
ihren unabhängigen Geſinnungsgenoſſen, ſondern auch bei
den Spartakuſſen Stimmung für ſich zu machen, obgleich die
Spartakuſſe zu Maſſenſtreiks und gegen die jetzige Regierung
hetzen und in wahnſinniger Weiſe mit Maſchinengewehren
die öffentliche Sicherheit gefährden. Jn einem demokratiſchen
Staate muß Freiheit für jeden Staatsbürger, für die Be
tätigung jeder politiſchen Meinung vorhanden ſein. Was
jedoch die Spartakuſſe treiben, iſt wider die Freiheit, der
greulichſte Terror einer verſchwindenden Minderheit, der zum
Bürgerkrieg, zur Reaktion und zur Niederlage der demokra-
tiſchen Freiheit führen muß. Durch dieſes Treiben wird das
Wirtſchaftsleben nach ruſſiſchem Muſter völlig gelähmt, wer-
den die Ernährungsſchwierigkeiten verſchärft und daher der
Hunger der Allgemeinheit in greifbare Nähe gerückt. Jn
München iſt das Treiben dieſer gewiſſenloſen Menſchen viel-
leicht noch ſchlimmer. Scheidemann bezeichnete es als das
Treiben einer gewiſſenloſen Räuberbande. Soll denn dieſem
Treiben nicht Einhalt geboten werden? Was heute in Berlin
geſchehen iſt, kann morgen in jeder anderen Stadt ſiehe
Dresden geſchehen. Mit Recht ſagte Scheidemann in einer
Berliner Verſammlung, die Vorwürfe, daß die Volksbeauf-
tragten in Berlin dem Treiben bewaffneter Banden mit ver-
ſchränkten Armen zuſähen, ſeien nicht unberechtigt. Ja,
warum wird dann aber nicht mit Energie gegen dieſes Treiben
eingeſchritten?? Das wäre gewiß ſchon längſt geſchehen,
wenn die Regiernng einig wäre. Doch das unabhängige Blei-
gewicht der Haaſe Komp. hindert die Regierung, die not-
wendigen Maßnahmen zu ergreifen bis es zuſpätiſt,
bis der Bürgerkrieg in Permanenz tobt und der Entente An-
laß zum Einſchreiten gegeben iſt. Deshalb heißt es, ſo ſchnell
wie möglich dorbeugen. Jn der bereits erwöhnten Verſamm-

ung erklärte Scheidemann, daß er für ſeine Perſon dieſeKande nicht acht Tage mehr mit machen werde. Wir

Sein Verhalten wird auf

rief er.

Ebert und Landsberg ſeinen Eindruck nicht verfehlen. Dann
mögen die Haaſe und Liebknecht die Verantwortung tragen
für das, was ſie verſchuldet und was kommen muß.

Und noch ein anderes iſt notwendig! Das junge repu
blikaniſch- demokratiſche Staatsweſen muß ſo ſchnell wie W
lich auf eine verfaſſungsmäßige Grundlage geſtellt, der Dik-
tatur muß ein Ende gemacht und der Wirrwarr der Arbeiter
und Soldatenräte aus der Welt geſchafft werden. Der
16. Februar als Wahltermin für die Nationalverſammlung iſt
viel zu ſpät. Scheidemann hat ſich bereits für den 19. Januar
ausgeſprochen. Wahlen an dieſem Termine ſind techniſch
möglich. Wenn eine Anzahl Feldgraue nicht mit wählen
können, iſt das bedauerlich, aber nicht zu umgehen. Deshalb
ber mit der Nationalverſammlung! Mit dem Geſchrei von
der Gegenrevolution, die durch die Nationalverſammlung ge-
fährdet ſein ſoll, wollen. die Spartakuſſe und ihre unab-
hängigen Freunde nur im trüben fiſchen. Wenn ſich die Re
gierung nicht entſchließen kann, der Reichskonferenz der Ar
beiterräte den Vorſchlag eines weſentlich früheren Termins
zu machen, dann muß dieſe Konferenz aus eignem Entſchluſſe
dazu kommen, weil es notwendig iſt, wenn nicht alles in

Scherben gehen ſoll. R. J.
Jn einer der Volksverſammlungen der Spartakusleute

am Sonntage erklärte Liebknecht, die Unruhebewegung in
Berlin werde fortgeſetzt werden, bis die geſamte Macht
an die Spartakusgruppe übergegangen ſei. Es ſeien Waffen
und Munition vorhanden, um eventuell einen mehrwöchigen
Kampf zu beſtehen. Das neue Jahr werde Deutſchland unter
der Herrſchaft der Soldaten- und Arbeiterräte und damit des
bewaſfneten Proletariats finden.

Für dieſe Woche ſind bereits wieder 42 Maſſenverſamm-
lungen der Spartakuslente angeſagt.

Wie lange ſoll das Treiben noch geduldet werden??

Bernſtein gegen blindwütiges
Sozialiſieren.

SK. Jm Lindnerſchen Feſtſaale zu Pankow ſprach am Freitag
abend eines der hervorragendſten Mitglieder der Sozialiſierungs-
kommiſſion, Ed. Bernſtein, über Revolution und Soziali-
ſierung“. Er führte aus:

„Die Sozialiſierung darf nicht blind und wild, ſondern muß
ſyſtematiſch angewandt werden. Es läßt ſich nicht an einem Tage
einfach durch Dekret ſozialiſieren; ſoll die Sozialiſierung wirklich
dem Allgemeinwohl zugute kommen, ſo gebraucht man dazu Zeit.
Würden wir an einem Tage alles umkrempeln, ſo würde die Ar
beiterſchaft am meiſten darunter leiden. Der leitende Geſichts-
punkt kann nur ſein, mit weniger Kraft und weniger Riſiko höhere
Werte zu ſchaffen. De Sozialiſierung iſt nicht an die Form der
Enteignung gebunden; man kann auch durch Arbeiterſchutz, Tarif-
verträge, Preisfeſtſetzung uſw. ſozialiſieren. Die Arbeiterſchaft
muß Verdienſtmöglichkeit behalten. Sofortige allgemeine Vergeſell-
ſchaftung würde Arbeitsloſigkeit und Unſicherheit des Wirtſchafts
lebens bedeuten. Ohne Profit raucht kein Schornſtein. Nehmen
wir dem Fabrikanten die Sicherheit und die Bereitwilligkeit, Neue-
rungen einzuführen, dann gehen wir rückwärts und eines ſchönen
Tages ſtockt die ganze Produktion. So war es in Rußland, wo
das größte Elend herrſcht und die Städte ſich entvölkern. Ein
politiſches Syſtem kann man wohl an einem Tage zerſtören, aber
nicht einen wirtſchaftlichen Organismus gzerpflücken. Nicht aus
dem Chaos kann die Sozialiſierung kommen, nicht aus einem
Trümmerhaufen die ſozialiſtiſche Geſellſchaft aufgebaut werden.
Jn Rußland wird die kapitaliſtiſche Republik das Ende der über
ſtürzten Sozialiſierungsverſuche ſein. Darum wollen wir daran
feſthalten. Organiſch nicht mechaniſch! Syſtematiſch nicht
ſchematiſch!

Die Lage in Deutſchland iſt ſehr ernſt, viel ernſter als der
Außenſtehende weiß. Lebensmittel und Rohſtoffe fehlen, der
Kredit iſt zerrüttet. Wir müſſen unſere ganze Kraft daran ſetzen,
die Produktion wieder in Gang zu bringen, ſonſt ſind Elend und
Hungersnot unvermeidlich. Jnzwiſchen halten wir die politiſche
Macht, das freie Wahlrecht und die Republik feſt und gehen plan
mäßig Schritt für Schritt an die Sozialiſierung.“

Das vortreffliche Referat wurde mit lebhaftem Beifall auf-
genommen und löſte in der Verſammlung eine Stimmung aus,
die ein Diskuſſionsredner unter vielfacher Zuſtimmung in die
Worte faßte: „Uns Mehrheitsſozialiſten und die Unabhängigen
trennt nichts mehr! Einigen wir uns, angeſichts der bürgerlichen
Verbrüderung!“

Heinrich Cunow über Berſtaatlichung.
Das Mitglied der Sozialiſierungskommiſſion, Heinrich Cunow,

nimmt in der jüngſten Nummer der Neuen Zeit programmatiſch
Stellung zum Sozialiſierungsproblem. Er erklärt, daß ihm, einem
alten Vorkämpfer weitausgreifender Verſtaatlichungspläne, bei dem
jetzt ausgebrochenen Uebereifer, bei dem geradezu beängſtigenden
Fanatismus der Monopoliſierung ſchwindlig werde. Dabei ver
ſtehe man unter der ſogenannten Sozialiſierung nicht eine ſchritt
weiſe allmähliche Jnbeſitznahme der Betriebe, eine Aufeinander-
folge organiſatoriſch, techniſcher Verwaltungsmaßnahmen, ſondern
bilde ſich ein, nach Belieben ließe ſich die wirtſchaftliche Lebens-
funktion der Geſellſchaft ändern, und man könnte kurzweg die
kapitaliſtiſche Geſellſchaftsformation in eine ſozialiſtiſche umgeſtal
ten: „Der alte Dekretenglaube, der Konventsmänner der franzöſi
ſchen Revolution, der vermeinte, durch ſtaatliche Geſetzgebungsakte
das geſellſchaftliche Leben in jede gewünſchte Form preſſen zu
können, iſt wieder in alter Glorie entſtanden. Daß der Sozialis-
mus eine höhere Form wirtſchaftlicher Organiſation, eine höhere
Wirtſchaftsordnung iſt, die ſich nur unter beſtimmten entwicklungs-
geſchichtlich gegebenen Bedingungen durchzuſetzen vermag, ſcheint
faſt vergeſſen zu ſein.“

Cunow dieſen Dekretgläubigen nach Karl Marx“
treffendem Worte, die ſozialiſtiſchen Erkenntniſſe nicht einmal haut
tief ſäßen. Das wichtigſte ſei in Wahrheit die Steigerung der
Peoduktivität, die Vermehrung der Gütererzeugung unter Einſatz
möglichſt geringer Produktivkräfte. Nur dadurch ließe ſich die
Finanzinge beſſern, die Geldentwertung rückgängig machen und die
Lebenshaltung der großen Volksmaſſen auf eine höhere Stufe
heben. Das Geſetz der ſteigenden Produktivität werde den Um
fang und die Formen der Betriebeverſtaatlichungen beſtimmen. Jn
der Sachverftändigenkommiſſion müßten deshalb nicht nur die
volkswirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Theoretiker das Wort
führen, ſondern auch Betriebsfachleute und Genoſſenſchaftsprak-
tiker vertreten ſein. Mit fertigen Expropriationsrezepten und
-reſolutionen ſei gar nichts anzufangen. Der Uebergang beſtimm
ter Kategorien von Großbetrieben in Staatsbeſitz ſei unumgäng
lich, aber vor allgemeiner Enteignungspolitik ſchreckten die bolſche
wiſtiſchen Spuren; damit baue man nicht eine neue Wirtſchafts
organiſation, ſondern zerſtöre lediglich die
Cunow gelangt zu dem Schluß: Es dürfen nur ſolche Verſtaat-
lichungsmaßnahmen vorgenommen werden, die ſich organiſch in
die Wiederaufrichtung des Wirtſchaftsbetriebes einfügen.

ſagt, daß

alte kapitaliſtiſche.

Ein franzöſiſcher Sozialdemotrat
über die deutſche Beſatzung.

fk. Jn der Humanite berichtet der ſozialiſtiſche Bür
meiſter und Generalrat, Henthyes, über ſeine Erlebniſſe
im beſetzten Nord frankreich. Seine Darſtellung ſticht
ſehr angenehm ab von den Scha ſchi der Pariſer Voule-
vardpreſſe. Uebrigens ſteht er mit ſeiner n nicht allein. Gar
mancher der vor ihm nach Paris zurückgekehrten Sozialiſten ſand
anerkennende oder doch mildernde Worte für die deutſche Veſatzung.
Leider gehen ihre Schilderungen im Lärm des chauviniſtiſchen
Taumels faſt ungehört, wirkungslos unter, doch hören wir, was
Hentyes berichtet:

„Jch bin während der ganzen Beſehung, alſo vier Jahre lang,
inmitten meiner Gemeinde geblieben. Dreimal bin ich eingeſperrt
worden. Der Einſpruch, den wir am Ende des letzten Jahres gegen
die zwangsweiſe Einreihung unſerer Greiſe und Jugendlichen in
die Zivilbataillone (Arbeitsdienſt) erhoben, brachte meine Ab-
ſetzung.“ Von ſeinen traurigen Erinnerungen berichtet Hentyes
mit auffälliger Mäßigung. „Gewiß hat es Ausartungen gegceben;
aber es wäre ein großer Fehler, ihre Zahl und Schwere zu über
treiben. Jch fühle mich angeekelt von der mit den
deutſchen Grauſamkeiten“ auf höherem Winkin
Frankreich betriebene Propaganda. Mit dieſer ſoll
vor allem das deutſche Volk in ſeiner Geſamtheit getroffen werden.
Jndes, ich muß geſtehen, daß wir uns, abgeſehen von den Gen
darmen, nicht über die Soldaten, ſondern nur über deren Vorgze
ſetzte, und ſelbſt über die oberſten Vorgeſetzten und die Komman
danturen zu beklagen haben. Von ſeltenen Ausnahmen abgeſehen,
zeigten ſich die Soldaten ſanft, nachſichtig und menſchlich.“

Auch wurde Hentyes nach ſeiner Anſicht über die Stel
lung der franzöſiſchen Sozialdemokratie befragt.
Er ließ ſich nicht lange bitten: „Es will mir ſcheinen, daß ſich gar
mancher Genoſſe von dem chauviniſtiſchen Strom hat mitreißen
laſſen zum Vorteil der Feinde der Arbeiterklaſſe. Nichts wird
mich daßin bringen, das Feute anzubeten, was ich geſtern verdammt
habe. Jch bin weder Mehrbeits- noch Minderheitsmann, weder
Volſchewiſt noch Menſchewiſt, ſondern einfach Sozialſſt. Jch bleibe
dem Geiſt und Buchſtaben des ſozialiſtiſchen Programms uner-
ſchütterlich treu, treu der Parteieinheit und dem großen inter-
nationalen Gedanken.“

Nach Hentyes hat die mit Jubel begrüßte Befreiung des
franzöſiſchen Nordens die Hoffnungen der Einwohner nicht erfüllt.
Seitdem die fremden Eindringlinge verſchwunden ſind, ſei die
Nahrungsmittelnot ſchlimmer geworden. Die
wirtſchaftliche Lage iſt beklagenswert. Bis jetzt (vierzehn Tage nach
der Befreiung) iſt noch rein gar nichts getan worden. Viele der
armen Leute beginnen zu klagen, man ſei vor der Befrei-
ung hinſichtlich der Nahrung und der Kohle nicht
ſchlechter geſtellt geweſen. Keine Kohle kurz vor dem
Dezember! Um ſich zu erwärmen, werden Möbel verbrannt.
Wenn nicht bald Kohle kommt, ſtehen wir für nichts ein. Wenn
wir nicht die Lebensmittel aus Amerika hätten, die uns in den
vier Jahren niemals ausgegangen ſind, ſtürben wir Hungers. Die
Woren erreichen phantaſt' ſche Preiſe, und da niemand arbeitet,
können nur die ganz reichen Leute ſich ſatt eſſen.“
Beim Lefſen der Schilderung der Not iſt gut zu bedenken, daß
in Frankreich die Zenſur bhente, obwohl kein Feind mehr auf
ad ſchem Boden iſt, noch ſchlimmer als jemals gehandhabt
wird.

Jnteralliierter Sozialiſtenkongreß.
Wie der Korreſpondent des Handelsblads in Brüſſel erfährt

hat das Vollzugskomitee des internationalen ſozialiſtiſchen Bureaus
in Einvernahme mit Vandervelde beſchloſſen, Ende Januar oder
Anfang Februar einen interalliierten Sozialitätenkongreß nach
Genf oder Lauſanne einzuberufen. Es iſt bereits für dieſen Kongreß
eine Einladung an die ſozialdemokratiſchen Parteien des Aus

landes ergangen. e u eGine Sntente Polizei für Berlin?
Aus Genf wird gemeldet: Unmittelbar nach Wilſons Ankunft

in Paris ſoll die Frage der Errichtung einer aus EntenteTruppen
beſtehenden Militär Polizei in Berlin und r zur Löſung
gelangen. Der New York Herald hält deren Entſendung für ſicher
und glaubt, daß die Beſetzung bis zur Unterzeichnung des Welt
friedens dauern werde,

Der Berliner Stadtkommandant
gegen die Rote Fahne.

Die Rote Fahne leiſtet ſich in ihrer heutigen Nummer die
gröblichſten Lügen bezüglich meiner Perſon. Sie behauptet, alle
Fäden des Komplotts vom 6. Dezember liefen bei Wels zuſammen.
Dazu bemerke ich: Es iſt unwahr, wenn behauptet wird, der
verhaftete Marten ſei auf Weiſung von mir freigegeben wor
den, wodurch er ſich als „Welsſche rechte Hand“ legitimiert hätte.
Wahr iſt vielmehr, daß ich ſchon am Tage vor dem Putſche ſchrift
lich dem Polizeipräſidenten Eichhorn die Aufforderung überſandte,
in der Wohnung und im Bureau des Marten eine Hausſuchung
vornehmen zu laſſen, weil ich ihm in Verdacht hatte, der Verbreiter
der Pogromflugblätter zu ſein. Jch hatte die Ueberzeugung, daß
es ſich um ein ungemein ſchädliches Treiben handle, das aufgedeckt
werden müſſe. Wahr iſt, daß ich mich in der Sitzung des Voll
zugsrats befand, als der Ziviliſt Marten auf der Kommandantur
eingeliefert und dort infolge eines Mißverſtändniſſes und Täu
ſchungsmanövers freigegeben wurde. Es iſt unwahr, wenn
behauptet wird, zwiſchen Marten und Wels habe ſeit längerer Zeit
eine geheime Verbindung unter dem Deckmantel einer „Ver
einigung deutſcher Frauen für Truppenempfang“ mit dem Ab-
zeichen Rotes Herz im ſchwarzen Felde beſtanden. Wahr iſt,
daß ich den Marten bis heute nicht kenne, noch jemals geſehen
habe. Wahr iſt, daß Marten auf eigene Fauſt eine Organiſation
des Truppenempfangs machte, die auf Veranlaſſung der Kom
mandantur, weil ſie öffentliches Aergernis erregte, unterbunden
wurde.

Es iſt unwahr, daß ich mit Marten ein Flugblatt zur
Proklamierung des Staatsſtreichs verbreitet habe. Es iſt un
wahr, daß ich mit Marken die Feſtnahme des Vollzugsrats or
ganiſiert habe. Wahr iſt, daß ich vom Alexanderregiment Trup
pen anforderte, um dem Treiben der Demonſtranten auf der
Albrechtſtraße entgegenzutreten. Wahr iſt, daß ich den Feldwebel
Fiſcher, den Führer der Köpenickiade, in die Stadtvogtei abführen
ließ und den ausdrücklichen Befehl der Regierung überbrachte, die
Truppen ſollten ſich ruhig in die Kaſerne zurückbegeben.

Es iſt unwahr, daß ich den Befehl zum Blutbade in der
Chauſſeeſtraße gegeben hatte. Wahr iſt, daß ich immer zur
Beſonnenheit und Ruhe ermahnt habe und gegen jedes Blutver
gießen eingetreten bin. Wahr iſt, daß überhaupt kein Befehl
zum Schießen gegeben wurde trotz der phantaſievollen Darſtel
lung der Roten Fahne. Es iſt alſo der helle Wahnſinn,
wenn nichts Schlimmeres, daß ſie behauptet, ich wäre der Macher

des Putſches und der Mejzzelei. Otto Wels.

Die Schützengraben- Kameraden
gegen Liebknecht.

Der Vorwärts veröffentlicht folgende Erklärung:
Namens der 5. Kompagnie des Armierungs-Bataillon 102 erklären

wir, daß wir, die Liebknecht als Kameraden in ihrer Mitte hatten,
ihn wegen ſeiner konſequenten Kriegsgegnerſchaſt verehrt und den Be
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Befehl
Darſtel

namen „Liedknecht-Kompagnie“ als Chrennamen hochgehalten haben,
eine ſehzige verbrecheriſche Tätigkeit auf das e bekämpfen. Wiee Mann ſtehen wir hinler der ſehzigen re wird
ſeine Berliner Kameraden, von denen er weiß, daß ſie auch im Schützen
raben ihren Mann ſtanden, unter ſeinen gefährlichſten Gegnern finden.
u hoch ſteht uns das erreichte Ziel, als daß zerrülleie Nerven und

perſönliches Rachegefühl eines einz nen das koſtbare Gut der Freiheit
grfährden dürfen.

Berlin, den 8. Dezember 1918.
Für den Soldatenrat der 5. Kompagnie des Vrmierungs-Batl. 102:

Siegfried Zimpel.

Sie Köpenickiade im Abgeordneten-
hau 7

Je tiefer die Unterſuchung über die „Verhaftung“ des Vollzugs-
rats greiſt, deſto offenbarer wird es. daß es ſich dabei um eine ausge-
machte Kinderei handelt. Der Vater des ganzen Unternehmens ſch'int
ein gewiſſer Wilhelm Martens zu ſein, der ſich in den letzten Kriegs
jahren durch blödſinnige Beſchimpfungen des amerikaniſchen Botſchaf-
ters Gerard und durch beſonders blödſinnige alldeutſche Redensarken
hervorgetan hat. So verbreitete er von der Zuſchauertribüne des Reichs
tags aus einmal Flugblätter mit Bildern von den Ruſſengreueln in
Oſtpreußen und für jedes Greuslbild war einem hervorragenden ſozial
demokratiſchen Abgeordneten die Verantwortung auferlegt. Auch für
die gelben Werkvereine machte er Propaganda. Dieſem Mann haben
ſich dann zwei grüne Jungen aus dem Auswärtigen Amt, ein Graf
Matuſchka und in Freiherr v. Rheinbaben, dieſer aber beileibe nicht
der bekannte Legationsrat und Preßreferent, angeſchloſſen, und Hie drei
zuſammen haben dann einen etwas minderbegabten Feldwebel für den
Strrich angeworben. Spartakus aber behouptet, mit dieſen Leuten
ſteckten Ebert und Scheidemann unt r einer Decke. Nur die Verleum-

reitung eines feierlichen Empfanges der Fronttruppen handelt, wie er
in allen andern Städten unter beſonderer
Räte reibungslos ſtartgefunden hat.

nung über das Verfahren, durch das die Zahl der in einem gewerb-

dung und der Jrrſinn können das glauben.

Heeresgerät.
Millionen werte gehen dem Reich verloren, dadurch,

daß Heeresgerät, Wafſen, Vekleidung und Pferde von unberech
tigter Seite unter der Hand verkauft werden.

Alle Kommandobehörden und Arbeiter- und Soldatenräte wer-
ven dringend erſucht, dieſem un rechtmäßigen Verkauf
mit allen Mitteln entgegenzutreten.

Die unberechtigten Verkäufer und Käufer von Staatscigen-
tum ſetzen ſich ſchwerſter Beſtrafung aus.

Alle militäriſchen und Zivilbehörden werden erſucht, herren-
loſes Heeresgerät zu ſammeln und für geſicherte Ablieferung an
die zuſtändigen Sammellager zu ſorgen.

Der Kriegsminiſter: Scheüch.
Der Unterſtagatsſekretär: Göhr e.

Die Reichsregierung: Ebert. Haaſe.

Verordnung
betr. Arbeitsverdienſt bei Verkürzung der Arbelt

zeit in der Groß- Berliner letallinduſtrie.
S 1. Soweit für das Gebiet des Zweckverbandes GroßBerlin in

der Metallinduſtrie ſeit dem 2. Dezember 1918 eine Verkürzung der
Arbeitszeit von 8 auf 4 Stunden unbedingt geboten iſt, ſoll den Arbeit-
nehmern die Hälfte des durch die Verkürzung entſtehenden Ver
dienſtausfalles durch eine Sondervergütung erſetzt wer-
den. Von der Vergütung trägt das Reich 60 v. H., der Arbeitgeber
40 v. H. Der vom Reich zu tragende Teil wird jedoch nur inſoweit
gewährt, als der Verdienſt einſchließlich des vom Arebitgeber zu tra-
genden Teils der Sondervergütung den vierfachen Betrag des orkts-
üblichen Tag:lohns der Betriebsgemeinde nicht erreicht.

S 2. Die Beſtimmung des S 1 gilt nur ſolange, bis eine Verord

lichen Betriebe zu beſchäftigenden Arbeitnehmer geregelt wird, in Kraſt
tritt, eine ſolche Verordnung muß ſpäteſtens am 1. Januar 1919 in
Kraft treten.

g 3. Andere Abmachungen, die zwiſchen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern der Groß- Berliner Meotallinduſtrie über eine Vergütung
für die vorgenommene Verkürzung der Arbeitszeit getroffen worden
ſind, werden durch die Beſtimmungen dieſer Verordnung erſetzt.

8 4. Dieſe Verordnung hat Gefetzeskraſt und triit mit dem Tage
ihrer Verkündigung in Kraft.

Der Rat der Volksbeauflragten.
gez. Ebert. gez. Haaſe.

Der Vollzugsausſchuß des Arbeiter und Soldatenra!s.
gez. Müller. gez. Molkenbuhr.

Reichsaml für die wirtſchaftliche Demobilmachung.
gez. Koeth.

Das Abkommen zwiſchen
Regierung und Vollzugsrat.
Berlin, 9. Dezember (Amilich.) In einer gemeinſamen Sitzung

des Vollzugsrats der Arbeiter- und Soldakenräle und des Rafs der
Volksbeaufiragien wurde folgende Vereinborung getroffen:

Beide, geſchaffen durch die Revolulion, ſtreben dem einen politiſchen
iele zu, dem deutſchen Volke die ſozigliſtiſche Republik zu ſichern. Der
at der Volksbeauftragten hält e an der durch die Revolnlion

gegebenen Verfaſſung feſt. die ohne Zuſtimmung des Vollzugsraks der
Arbeiter- und Soldatenräte nicht abgeändert werden kann. Aus der
Stellung des Vollzugsrofs ergibi ſich das Recht der Konkrolle, dem Rai
der Volksbegufkragfen liegt die ihm überkragene Exelulive ob. Beide
ſind äberzeugt, daß ihre Täligkeit nur durch verkrauensvolles Juſem-
menarbeiten erſprießlich ausgelbt werden kann. Wir geben der Zu
verſicht Ausdruck, daß unſer Volk iv Anerkennung der ſchwierigen in
gern und äußern Lage uns dabei katkröftig unkerſtühen wird.

Der Rat der Volksbegauftragken.
Der Vollzugsrat der Arbeiter und Soldaten.

Die Württemberger Soldatenräte
für früheren Wahltermin.

Auf der geſtrigen Tagung der Arbeiterräte Württembergs wurde
ein Antrag für Früherlegung der Wahlt-rmine für die Reichs National-
verſammlungen, womöglich in die erſte Hälfte des Januars mit großer
Stimmenmehrheit angenommen Jm, Verlauf der Verſammlung
erklärte der Miniſterpräſident, er werde ſich bei der Geſtaltung der
Dinge der Reichsregierung anſchließen, ſoweit es die eigenartigen Ver
hältniſſe Württembergs geſtatteten. Er drückte ferner die Ueberzeugung
aus, daß aus den Wahlen zur Landesverſammlung die ſozialiſtiſch
Mehrheit hervorgehen werde.

Die Truppenanſammlungen
vor Berlin.

Wie ſchon mitgeteilt, ſind die Truppenanſammlungen, von denen
in ſo ſchreckensvollen Wendungen geſprochen wird, vollkommen mit
Kenntnis der Reichsregierung vorgenommen worden. Es handelt ſich
um die hier und in der Umgebung ſtationierten Truppenkörper, die
aus dem Felde zurückkehren. Wunderbar iſt nur, daß man ute in
Berlin über die Ankunft von Frontſoldaten ſtaunt. Selbſtverſtändlich
mußten Demobilmachungszüge vom Weſten nach dem Oſten geleitet

Es iſt auch bereits mitgeteilt worden, daß es ſich um die Vorbe

Beteilligung der A. und S.
Daß die n n die beſondere moraliſche Verpflichtung zu einem lichſt feierlichen Empfang

der Truppen hat, liegt auf der Hand. Um keine beunruhigenden Ge
rüchte entſtehen zu laſſen, hat die Reichsregierung ſofort mit den zuſtän
digen Stellen, beſonders dem General Lequis Fühlung genommen.
Einerſeits hat ſie den Volksbeauftragten Barth zu den anrückenden
Truppen entſandt, anderſeits iſt mit dem General Lequis und dem
Kriegsminiſter zu dem Zwecke konferiert worden, dem einſtimmigen
Wunſch der Fronttruppen nach einem feterlichen Empfang Rechnung
zu tragen und zugleich die Befürchtungen vor gegenrevolutionären Zet-
telungen einzelner zu vermeiden.

Wartet nur! Wenn die Feldgrauen zurückkommen
Es hat während des Krieges keine Debatte zwiſchen Mehrheits-

ſozialiſten und Unabhängigen gegeben, in der nicht die Unabhängigen,
wenn wir uns auf die offenbare Zuſtimmung der Mehrheit der Ar
beiter beriefen, entgegnet hätten: „Wartet nur! Wenn erſt die Feld-
W zurückkommen, dann werdet Jhr Euer blaues Wunder er-
eben!

Die erſehnte Stunde der Heimkehr iſt da. Heute werden die, wenn
auch ſiegloſen, ſo doch beiſpiellos tapferen Feldgrauen feierlich begrüßt
in die Reichshauptſtadt einziehen. Was aber erleben wir jetzt? Seit-
dem die Soldaten aus dem Felde ſich der Heimat nähern, wiſſen die
Organe der Unabhängigen und des Spartafusbundes nichts beſſeres zu
tun, als ſpaltenlang über gegenrevolutionäre Verſchwörungen zu be-
richten, an denen dieſe Feldgrauen beteiligt ſein ſollen. Die frühere
Renommiſterei mit den Feldgrauen, die zur Vekräftigung der unabhän-
gigen Auffaſſung beliebt wurde, iſt völlig verdrängt worden von der
Angſt vor der Vernunft, die die Feldgrauen mit in die Heimat bringen.

Hamburg.
Jn einer Sitzung des Großen A. u. S.-Rates wurde eine

Reſolution angenommen, die die Schaffung von Wachmann-
ſchaften aus überzeugten Anhängern der Rerolution, die Ueher-
gabe aller Waffen und Munitionsdepots in die Gewalt zuver-
läſſiger Truppen, das Verbot des Tragens von Offiziersrangab-
zeichen und die Entwafſnung der Offiziere verlangt.

Der A.- u. S.-Rat beſchloß, daß vom 1. Januar ab der
Religionsunterricht in allen öffentlichen Schulen und Er-
ziehungsanſtalten des ehemaligen hamburgiſchen Staates fort-
ällt; auch die Schulandachten ſollen unterbleiben. Es bleibt un
du e den Religionsunterricht außerhalb der Schule erteilen
zu laſſen.

Vorübergehende Beſetzung der Hamburger
Nachrichten durch den QA.- u. S.-Rat.

Die Hamb. Nachr. teilen mit: Am Sonntag nachmittag gegen
zu. Uhr erſchien eine Abteilung Matro en unter Föhrung eines
Verirauensmannes in dem Verlage der Hamb. Nahr. und leste
ein Süreiben vor, nach dem die Druckereien für Sonntag mili-
täriſch beſetzt würden. Sie haben ſich zur Trucklegung eines Au
ru es des A. u. S.-Rates im Laufe des a mittags bereithalten
m ſſen. Andere Pruchſchriften als dieſe durſten nicht heraus-
ge reden werden. Der Deleg erte ertlärte dem zufälligerweiſe an-
weſenden Verlagsleiter, daß der geſamte Betr. eb für den Sonn-
tag unter Aufſicht des A.- u. S.-Rates geſtellt worden ei.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Die Zulagen aus der Arbeiterverſicherung.
Die Zulogen zu Jnvaliden-, Witwen. und Witwerrenten aus der

Jnvalidenverſicherung und zu Verletztenrenten aus der Un
fallverſicherung werden unter den bisherigen Vorausſetzungen
bis Ende des Jahres 1919 weitergewährt werden. Die Zulage ſoll
künftig auch ſolchen Verletzten gewährt werden, die mehrere Unfall-
renten von je weniger als zwei Dritteln der Vollrente beziehen, wenn
die Prozentſätze zuſammengerechnet mindeſtens die Zahl 66
ergeben.

Die Ausſichten unſerer Brotverſorgung
haben ſich in den letzten Tagen dadurch gebeſſert, daß infolge
froſtfreien Wetters die Hackfruchternte teilweiſe raſcher als
wartet beendigt wurde. Dadurch ſind viele Arbeitskräfte frei
worden, ſo daß die Bemühungen der Reichsgetreideſtelle und
Kommunalverbände den Erfolg hatten, daß mehr Getreide, als
wartet wurde, zur Ablieferung gelangte. Wenn der Güterverkehr
in vollem Umfang aufrechterhalten wird, werden ſich die Eingänge
an Brotgetreide derart ſteigern laſſen, daß die Brotverſorgung
über den 7. Februar 1919 hinaus geſichert iſt.

Wenn in der Preſſe darauf hingewieſen wurde, daß die alte
Regierung über unſere Vorräte Berichte gegeben hat, die den Tat-
ſachen nicht entſprochen haben, ſo erklärt ſich das damit, daß zwi-
ſchen Ernteſchätzungen, Ernteerträgen und Ernteerfaſſung bedeu-
lende Unterſchiede ſich ſtets ergeben müſſen. Durch die Grippe-
epidemie, die große Erſchwerung unſerer Transportverhältniſſe
und beſonders durch die politiſchen Ereigniſſe ſind in der letzten
Zeit empfindliche Verzögerungen in der Ablieferung hervorgerufen
worden.
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Haaſe und Barth gegen Foffe.
Die Volksbeauſtragten Ha aſe und Barth dementieren in Funk-

ſprüchen die Behauptung Jofſes, von ihm Geld zur Anſchaffung von
Waffen und zu revolutionärer Tätigkeit erhalten zu haben. Barth weiſt
darauf hin, daß er Joffe nur einmal, eiwa 14 Tage vor Ausbruch der
Revolution geſehen habe. Den Ankauf von Waffen habe er ausſchließ-
lich mit Geldern deutſcher Parteigenoſſen vorgenommen. Er habe auch
Haaſe von dem Revolutionsplan erſt Mitteilung gemacht. als die Waffen
gekauft waren und er ihn vor vollendete Tatfſachen ſtellen konnte Es
wird nunmehr an Herrn Joffe ſein, die Beweiſe für ſeine ſenſationelle
Behauptung beizubringen.

Die Lage in den Kohlenrevieren.
Eine Berliner Zeitung hatte am Sonnabend mitgeteilt, daß infolge

der Beendigung des Streiks auf den oberſchl ſiſchen Steinkohlengruben
ſich wieder gehoben habe und weiter vermehren werde ſo daß
bald wieder mit normaler Förderung zu rechnen ſei. Der Reichskom-
miſſar warnt dagegen vor allzu optimiſtiſcher Auffoſſung der Lage da
in den letzten Tagen trotz Aufhörens des Streiks eine Hebung der För-
derung nicht zu verzeichnen geweſen ſei. Die Kohlenabfuhr habe ſich
in der letzten Woche ſtets unter 6000 Eiſenbahnwagen gehalten. Am
Sonnabend ſind in Oberſchleſien geſtellt 5504 Wogen, am Mon-
tag morgen angefördert 5258 Wagen (volle Leiſtung während des
Krieges war eiwa 12 000 Wagen). Jm rheiniſch- weſtfäliſchen
Revier ſind am Sonnabend 14 452 Wagen geſtellt worden (gegen nor-
mal 25 000 während des Krieges). In beiden genannten Bezirken auf
je einer Grube vereinzelter Streik.

Das königliche KronFideikommiß in Staats
verwaltung.

Das königliche KronFideikommiß ſt vom preußiſchen Finanzminiſte-
rium für den Staat in Verwaſtung genommen worden. Da von dieſem
Fideitommiß das eigentliche Kronvermögen nicht zu trennen iſt, ſo iſt
dieſes der gleichen Verwaltung unterſtellt worden. Die zu dem könig
lichen Vermögen gehörenden Güter und Forſten ſind dem Landwirt
ſchaftsminiſterium zur geordneten Staatsverwaltung übergeben worden.
Es hat nicht an Verſuchen durch die Arbeiter und Soldatenräte ge
fehlt. in dieſe Ueberführung in Staatsverwoltung einzugreifen do
ſteht zu erwarten, daß dieſe Verſuche nunmehr, nachdem alle Objektwerden; ſie ſind bisher mit Abſicht um Berlin herumgeführt worden,

um die ſchlecht verpflegte Hauptſtadt nicht allzuſtark zu belaſten. Nur
erklärt es ſich, daß Fronttruppen in größerer Zahl noch nicht nach
rtin gekommen ſind.

Die Rheinſchiffahrt freigegeben.
Die Rheinſchiffahn iſt jetzt freigegeben. Sie ſteht unter der

Kontrolle der in Köln eingetroffenen intzralliierten Schiſfahrtskommiſ-
ſion. Jn Duisburg, Cmmerich, Straßburg und hat dieſeUnterausſchüſſe beſtellt. Die deutſche Regierung hat in Köln ein Kom
miſſgrigt eingerichtet, das ein Dienſtgebäude in der Eiſenbahndirektion
hat. Vorſteher dieſes Kommiſſariats iſt Hauptmann Reeber. Alle
Beſchwerden über Unterbrechung der Rheinſchiffahrt ſind an die inter
alliterte Schiffahrtskommiſſion zu richten.

Dänemarck.
Der Siegeszug des Achtſtundentages.

Das däniſche Folkething berät in dieſen Tagen den Achtſtun-
dentag in Fabriken mit durchgehender Arbeitszeit und die Ab-
ſchaffung der Nachtarbeit in den Bäckereien. Beide Geſetze dürften noch
in dieſer Reichstagsperiode ohne weſentliche Aenderung angenommen
werden.

Für ſämtliche Arbeiter der Werften der ſchwediſchen Marine wird
vom Monat Januar an die wöchentliche Arbeitszeit von 57 Stunden
auf 48 Stunden ohne Verminderung des Arbeitslohnes herabgeſetzt.

Schickſalsſtunde.
Noch niemals in der Weltgeſchichte ſtand die ſozialiſtiſche

Bewegung ſo nahe vor ihren Ziele, vor der Umſetzung ihrer
Jdeen in die Wirklichkeit wie heute. Wahrſcheinlich wird
auch auf Jahrzehnte hinaus nie eine gleich günſtige Gelegen-
heit wiederkehren, wie ſie der jetzige vollkommene Zuſammen-
bruch der alten kapitaliſtiſc nilitariſtiſchen Methode bietet.
Zwei Möglichkeiten liegen ſur die Zukunft vor: Erneuerung
und Erhaltung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft unter der
Form der Republik oder Umgeſtaltung der Geſellſchaft zu ſo
zialiſtiſchen Formen, zur ſozialiſtiſchen Republik.

An der Arbeiterſchaft liegt es vor allem, welcher Form
wir zuſteuern. Sozialismus iſt Freiheit, Brüderlichkeit.
Nicht Sozialismus aber iſt das, was gewiſſenloſe und eigen-
brödleriſche Hetzer der Arbeiterſchaft vorreden, wenn ſie zum
Kampfe gegen die jetzige ſozialiſtiſche Regierung aufrufen.
Der Sozialismus Liebknechts und der Roſa Luxemburg iſt
nur ein Lockruf für Leichtgläubige. Was dieſe Spartakus-
leute predigen, iſt brutale Gewalt, iſt Bürgerkrieg. Wißt
ihr aber, was Bürgerkrieg bedeutet: Beſetzung Deutſchlands
durch die Truppen des großkapitaliſtiſchen Frankreich und
England, und dann noch ein zweites, die Wiedereinſetzung
bürgerlich-reaktionärer Gewalten. Die Spartakusbewegung
iſt die wahre Gegenrevolution. Heiner ſpielt der Reaktion
beſſer in die Hände als Liebknecht! Darum, Arbeiter, laßt
ab von innerem Hader. Es iſt eure Schickſalsſtunde: ſchließt
euch einiger denn je zuſammen für das große Ziel. Damit
ringt ihr dem Bürgertum Achtung vor eurem Ziele ab und
ſichert ſo die ſozialiſtiſche Republik. Stellt euch geſchloſſen
hinter eure großen Führer Ebert und Haaſe, welche Ord-
nung und Brot und Kohle ſchaffen wollen, ſchaffen können,
wenn ihr einig hinter ihnen ſteht; und welche dann, aber
nur dann, auch das große Ziel der Sozialiſierung erreichen
und vollführen werden.

Schicklasſtunde des Sozialismus! Arbeiter! Tauſende
eurer Volksgenoſſen, welche zum ſogenannten Kleinbürgertum
und Mittelſtand zählten, denken ſeit langem in ihrem Jn-
nern rein ſozialiſtiſch; ebenſoviele der ſogenannten gebildeten
Stände. Das iſt Tatſache. Jhr könnt ſie offen für den So-
zialismus gewinnen, wenn ihr ſie nur einmal freundlich be
lehrt. Man ſollte es nicht glauben, aber es iſt wahr, daß
Tauſende von dieſen Bürgern ſozialiſtiſch denken, aber vor
dem Worte Sozialdemokrat zurückſchrecken, weil ſie die ganz
verkehrte Anſchauung haben, die Sozialdemokratie würde,
zur Herrſchaft gelangt, Unordnung und Gewalttaten hervor
bringen, und den Leuten das bißchen Kultur, die ihnen des
Tages Mühe zu genießen übrig ließ, rauben, Kunſt und
Wiſſen vernichten und tieriſche Triebe allein frei walten
laſſen.

Aufklärung tut in dieſer Hinſicht bitter not, vor allem
auf dem flachen Lande, und hauptſächlich eben in dieſen
Kreiſen des Bürgertums, welche überreif ſind für den Sozia-
lismus und nur geweckt, geſammelt werden brauchen. Hier
lockt die Arbeiterſchaft ein leichter, gewaltiger Sieg. Sie
muß es immer wieder laut verkünden: Sozialismus iſt Ge-
rechtigkeit, iſt freie Entwicklung aller geiſtigen künſtleriſchen
Kräfte und Bedürfniſſe. Sozialismus iſt Praxis der Men-
ſchenliebe und bei der Umwandlung in den ſozialiſtiſchen
Staat wird niemand in ſeinen Lebensgrundlagen geſtört
werden. Es wird allen Zeit gegeben, ſich der neuen Geſell-
ſchaftsform anzupaſſen. Denn der Sozialismus will nicht
neue Klaſſen, neuen Haß begründen, ſondern Frieden und
ihrer Menſchheit bewußte Arbeiter körperliche wie gei-
ſtige ohne Unterſchied Der Sozialismus iſt eine Kultur-
macht: großartige Bibliotheken, Fortbildungsinſtitute und
Theatervereinigungen hat die Sozialdemokratie ſchon vor
dem Kriege für ihre Arbeiterſchaft gegründet. Beſſere All-
gemeinbildung iſt einer ihrer erſten Grundſätze denn alle
höhere Kultur kommt mit der höheren Bildung des Volkes.
Die Sozialdemokratie will Glaubensfreiheit für olle; die
Trennnung von Staat und Kirche iſt ihr nur deshalb ſo
wichtig, weil nur durch dieſe Trennung die Bevorzugung
einer beſtimmten Religionsgemeinde unmöglich gemacht
werden kann. Die Glaubensfreiheit verlangt die Trennung,
nicht etwa eine angebliche Glaubensfeindſchaft der Sozial-
demokratie. Jhr iſt die Religion Sache des Einzelnen, die
dieſer allein mit ſich abzumachen hat. Keine Kraft ſoll ge
feſſelt oder bevorrechtet ſein im ſozialiſtiſchen Staat, alle
ſollen frei ſich meſſen. Nur der einen iſt Todfehde er-
klärt: dem Kapitalismus, von dem alles Elend der
Welt, Habſucht und Krieg, unmenſchliche Unterdrückung und
Härte ſeinen Urſprung nahm.

Der Kapitalismus, der in ſchonungsloſer Gewinnſucht
Hunderttaufender kleiner fleißiger Gewerbetreibender einfach
erdrückt hat; der dem Mittelſtand Hilfe verſpricht, aber fort-
fährt, die Selbſtändigen durch niedrige Fabrikpreiſe zu rui-
nieren, die Angeſtellten aber in jeder Weiſe im Lohne drückt
und ihre Kräfte ausnutzt. Der Kapitalismus iſt der Tod
feind unſeres Volkes. Hätte ſozialiſtiſche Verwaltungsweiſe
dicht rettend eingegriffen, unſer Volk wäre unter dem haar-
ſträubenden Wucher ſeiner „Patrioten“ in Stadt und Land
ſchon in den erſten Kriegsjahren durch Hunger zugrunde ge
richtet worden. Der Kapitalismus betrachtet das Volk als
Mittel zum Reichwerden, der Sozialismus betrachtet es als
eine Gemeinſamkeit von gleichberechtigten Menſchen, welche
le ruhig und glücklich leben ſollen. Deshalb iſt der Sozia-
sSmus eine ſittliche Weltanſchauung. Und deshalb muß die
Sozialdemokratie den Sieg erringen. Dazu muß jeder Ein
chtige helfen! Die Nationalverſammlung ſoll entſcheiden.

unter geordneter ſtaatlicher Verwaltung ſtehen, nicht mehr fortgeſetz
werden.

Zürger, Arbeiter, ſtimmt alle für die Sozialdemokratie; dort
allein liegt die beſſere Zukunft!
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Sitzung der Stadtverordneten.
Der Vorſitzende teilt mit, daß ſich das Kollegium beeilen müffe,

da um 6 Uhr der Arbeiterrat eine große Sitzung habe, bedauert jedoch,
daß man von jener Seite es nicht mal für nötig gehalten habe, die
Stadtvertretung vorher in Kenntnis zu ſetzen.

Bei der Wahl eines beſoldeten Stiadtrats weiſt Stadt
verordneter Oſter burg darauf hin, daß eine neue Regierungs
werordnung beſtehe, wonach Wahlen auf längere Dauer nicht vorge-
nommen werden ſollten. Oberbürgermeiſter Rive bezeichnete dieſes
Bedenken für unbegründet, da doch anderſeits ausdrücklich anerkannt
wäre, daß die Ausübung der Verwaltungstätigkeit nicht erſchwert
werden ſolle. Höchſtens köngten Einwendungen die Perſon des
Bewerbers erhoben werden. Es liegt nur eine Bewerbung vor, Bei
der Wahl ſelbſt werden 6 unbeſchriedene Stimmzettel abgegeben. 35
Stimmen lauten auf Herrn Veltheyſen. Dieſer ift ſomit gewählt.

An Stelle des Rektors Haaſe wird Rektor Kindermann in
die Deputation zur Verwaltung des Heimes Jugendſchutz
gewählt. Die Schaffung von Arbeitsgelegendeit für die aus dem Felde
heimkehrenden Krieger wird als eine dringende Notwendigkeit aner-
kannt. Jn erſter Linie ſollen die durch Haushaltpläne oder Bewilli-
gungen genehmigten und noch nicht ausgeführten Arbeiten ausgeführt
werden. Die Vergebung der Arbeiten ſoll fofort erfolgen. An ſolchen
Bauten kommen vorläufig in Betracht: Neubau einer Volksſchule in
Trotha, Neubau eines Jugendheimes, Neubau einer
Handels- und Gewerbeſchule für Mädchen, Neudau einer
Fortbildungsſchule und die Erbauung einer Kleinwohnungsanlage. Bei
Bearbeitung der in Betracht kommenden Entwürfe ſollen die aus dem
Se heimkehrenden Architekten und Techniker berückſichtigt werden.
Die Mittel zur Ausarbeitung dieſer Entwürſe von insgeſomt 21 000
Mark werden bewilligt.

Mehrkoſten für Bauarbeiten, die bereits begonnen,
aber durch den Krieg liegen gedlieben ſind, haben fich aus den von

lbſt entſtandenen Koſtenſteigerungen ergeben. Auch hier hat man im
ge, möglichſt viel Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen, ſoweit ihre Er

ledigung bei der kommenden Winterwitterung möglich iſt. Stadtver-
ordneter Völker bemängelt, daß man hierbei die Benutzung des Roß-

atzes für Kleinwohnungsbauten in Ausſicht genommen habe. Jm
übrigen begrüßt er die in Ausſicht genommenen Schulneubauten, die
einem dringenden Bedürfnis abhelfen würden. Ebenſo wird für zu
rückgeſtellte Bauarbeiten eine Summe von insgeſamt 76 500
Mark bewilligt, außer den dereits bewilligten Summen.

Zur Errichtung eines Säuglingsheims und einer
Kinderleſehalle in der Bethcke-Lehmann-Stiftung ſind früher mal ſchon
120 000 M. bewilligt worden, doch haben Preisſteigerungen auch hier
einen Mehraufwand von 9593 M. nötig gemacht.

Der Etat der ſtädtiſchen Kohlengrube Karl Ernſt
weiſt eine Ueberſchreitung von rund 65 000 M. auf, was ſich haupt-
ſächlich aus der Steigerung der Löhne ergibt. Die Summe wird be
willigt.in Landerwerb auf dem Grundſtück der Lwoskiſchen Erben,
Krauſenſtraße, in einer Größe von 450 qm Fläche erfordert je qm
15 Mark. Der Preis wird als angemeſſen bezeichnet und deshalb der
Landerwerb gutgeheißen.

Bei Ausbau der Peißnitzſtraße iſt der Bau einer Stein
brücke über die wilde Saale genehmigt worden. Daran ſind ſeinerzeit
von der Landespolizei Bedingungen geknüpft worden. Dieſe ſollen den
Zweck verfolgen, der Entwicklung der Saaleſchiffahrt etwaige Hinderniſſe
zu erfparen. Beſonders ſoll dem durch entſprechende Höherlegung der
Brücke vorgebeugt werden. Dieſe Bedingungen werden von den Stadt-
verordneten mit Mehrheit genehmigt.

Zu dieſem Projekt geſellen ſich noch einige weitere damit in Ver
bindung ſtehenden Nebenarbeiten, die ebenfalls genehmigt werden.

Die Errichtung eines Handwerkeramtes wird von
den Stadtverordneten Andag und Genoſſen beantragt, wenigſtens ſoll

der Antrag damt, daß es notwendig ſei, alle Mittel und Wege zu be
nützen, um den durch den Krieg ſchwer getroffenen Handwerkern befon
der Magiſtrat die Errichtung in Erwägung ziehen. ründet wird
dag begründete den Antrag noch in längeren mündlichen Darlegungen.
Die Stadtverordneten zeigen für den Antrag nicht allzugroßes Jntereſſe.
Nach kurzer Ausſprache wird er dem Magiſtrat als Material über
wieſen. Darauf folgte noch eine geheime Sitzung.
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Der Große Arbeiterrat,
der nunmehr vollſtändig neugewählt iſt und auf breiterer Grund
lage beruht, hielt am Montag, dem 9. Dezember ſeine erſte Sitzung
im Stadtverordnetenſitzungsſaal ab. Zunächſt gab der ſeitherige
Vorſitzende Kilian einen Ueberblick über die bis jetzt ausge-
führten Maßnahmen des Arbeiterrats. Er beſprach dabei viel-
fach ſchon bekannte Anordnungen und Einrichtungen, wie die Ein
richtung eines ſtändigen Bureaus, verſchiedener Sekretäre, z. B. zur
Kontrolle der Zeitungen, die Wahl Kilians zum unbeſoldeten
Stadtrat (nach Ablegung einer Prüfung!), die Kontrolle der Le-
bensmittelderteilung (wobei auch Beſtandsprüfungen bei Privat-
perſonen vorgenommen wurden, die zum Teil rechte Hamſter-
lager bloßlegten) uſw. Jn nächſter Zeit ſoll den Preiswucherern
entgegengetreten werden. Den Arbeiterratsmitgliedern ſind je

beitsverdienſt wird auch dieſer erſetzt.
rund 7500 M. ausgegeben worden. Ein freiwilliger Spender
habe aber auch 10000 M. dem Arbeiterrate zur Verfügung geſtellt.
Zwiſchen dem Arbeiterrate und dem Soldatenrat habe eine Weile
ein geſpanntes Verhältnis geherrſcht. Die Urſache dürfte auf
bürgerliche Einflüſſe auf den Soldatenrat zurückzuführen ſein. Jm
Zuſammenhang damit ſei auch gegen die Saalezeitung vorgegangen
worden. Verboten ſei aber die Zeitung nicht worden ſie habeihr Erſcheinen felbſt eingeſtellt, darauf ſei die Wiederherausgabe

ausdrücklich angeordnet worden. Neuerdings herrſcht aber zwi-
ſchen den deiden Räten ein gedeihliches Einvernehmen.

Jn der Ausſprache ergreift zunächſt Genoſſe Thiele das
Wort, ver ebenfalls wünſcht, daß ein gedeihliches Zuſammenarbeiten
gepflegt wird. Jm übrigen kritiſiert er das Vorgehen gegen die
Saalezeitung. Schneidermeiſter Albrecht meint, man dürfe nicht
zimperlich vorgehen die in Frage kommende Zeitung würde jeden
Augenblick die Konterrevolution mitmachen, wenn ſie Gelegenheit
hätte. Weiter ſpricht Redner zur Reichskonferenz der Arbeiter
und Soldatenräte am 16. Dezember. Vahnbeamter Sperl ver-
teidigt die Lebensmittel-Verſorgungsmaßnahmen der Eiſenbahn
direktion. Eichler wünſcht Vorgehen gegen den Preiswucher;
das Vorgehen gegen die Saalezeitung ſei nicht richtig geweſen.
Holzarbeiter Rein verteidigt dieſes Vorgehen.

Hierauf folgt die Neuwahl des mittleren Arbeiter-
rates. Parteiſekretär Reiwand berichtet über die ſtattgefun
denen VReuwahlen, nach denen 75 Delegierte gewählt find, zu
denen noch 22 ſonſtige Vertreter kommen. Jm weiteren berichtet
Redner, daß drei Wahlproteſte eingegangen ſeien. Er berichtet
insbeſondere von einem Proteſt der Sozial demokratiſchen Partei
(unterſchrieben von den Genoſſen Thiele und Dreſcher), der ſich
dagegen wendet, daß die Wahl nur betriebsweiſe vorgenommen
wurde, daß fie nicht unter Anwendung des Verhältniswahlſyſtems
ſtattfand, daß die Wahlzeiten immer ſo kurz anberaumt waren uſw.
Hierzu entſpinnt ſich eine lange Debatte. Genoſſe Thiele zieht
den Proteſt inſoweit zurück, als eine Reuwahl vorgenommen wird.
Genoſſe Dreſcher und einige weitere Redner unterſtützen den
Proteſt. Albrecht ſagt, es handle ſich um die Wahl einer revo-
lutionären Körperſchaft, zu der nicht alle möglichen Elemente zu

Tag 8 M. Aufwandsgelder gegeben worden, bei entgehendem Ar
Jnsgeſamt ſind bisher

gelaſſen werden können. Die Ausſprache dauert fort, den Schluß
bringen wir morgen.

Lehte Lokal und Provigznachrichten.

alle, 10. Dezember 1918.
Ueber die Zulaſſung von Vertretern der Beamten in Reichs,

Staats und Gemeindebetrieben wird beſchloſſen, daß dieſe Gruppen
auf je 1000 Beſchäftigte einen Vertreter erhalten ſollen.

Bei der Neuwahl des Engeren Rates wurden nur Anhänger
der Unabhängigen gewählt mit Ausnahme von zwei unſerer Ge-
noſſen, die bisher ſchon dem Engeren Rat angehörten. Nächſte
Sitzung am 12. Dezember.

Bekanntmachung.
Städtiſcher Petroleumverkauf.

Diejenigen Jnhaber von Petroleummarken, welche bei der
jetzigen Verteilung noch nicht berückſichtigt ſind, können in der
Talamtſchule nur in der Zeit von 8--9 Uhr vormittags beliefert
werden,

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

z

r r p.J d 44 n
Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf.

Friſche Aepſel. Mittwoch, vormittags 8--12 Uhr: auf Lebens-
mitteiſcheine Nr. 43091--43800, nachmittags von 1--4 Uhr:
Nr. 43801-44500 in der Königſtraße 5, vormittags von
8--12 Uhr: Nr. 44501--45200, nachmittags von 1--4 Uhr
Rr. 45201-46000 in der Martinſtraße 11, vormittags von
8--12 Uhr: Nr. 50001--50 800, nachmittags von 1--4 Uhr:
Nr. 50801--51 500 in der Leipziger Straße 5. Der Ab-
ſchnitt 248 des Warenbezugsſcheins 18 iſt abzugeben. Jede
Perſon Pfd. Pfundpreis 1.30 Mark.

Eier. Mittwoch, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 31001-34500,
nachmittags von 2--6Uhr: Sr. 34 501--38000 der Lebensmittel-
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf.
Die Eier find nicht zum Kochen in der Schale. Umtauſch
innerhalb drei Tagen.

Quark. Mittwoch, auf Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheins über Mol-
kereierzeugniſſe bei der Milchhändlerin Raft, Schillerſtraße 17
und vormittags von 8--12 Uhr in der Verkaufsſtelle der
Niemberger Molkerei, Beeſener Straße 1. Zugelaſſen ſind
nur diejenigen die bei den Vorgenannten zur Kundenliſte
angemeldet ſind. Jede Perſon Pfd. für 55 Pfennig.

Butter. Von Donnerstag an für die Woche vom 9.--15. Dezem-
ber 1918 werden 45 Gramm auf Abſchnitt 50 der Fettkarte

Be

verteilt. Militärurlauber erhalten die Butter in der Tal-
amtſchule.

Kartoffeln. Für die Zeit vom 16.--29. Dezember werden bei
den Kleinhändlern 14 Pfuud Kartoffeln, auf Abſchnitt 26
der Kartoffelkarte, abgegeben.

Narmelade. Von Mittwoch an auf Marke 249 des Waren
dezugsſcheins 18 jede Perſon Pfd. zum Preiſe von 1 M.
pro Pfund. Zugelaſſen nur diejenigen welche in die Kunden-
liſte eingetragen ſind.

der Magiſtrat die Errichtung in Erwägung zu ziehen. Begründet wird

Rur noch 6 Tage

Zirkus Althoff
Halle a. S. tim Saal des Wintergarten, Magdeburger Str.
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2 große Vorſtellungen
4 Uhr ſtatt. 8 UhrJn allen Nachmittags Vorſtellungen

Große Weihnachts-Verloſung
für Kinder. Jedes Kind erhält beim Löſen einer

Eintrittskarte ein r Freilos. oJn allen Vorſtellungen:
Kom. Pantomime „Die Schulkinder“

ausgeführt vom geſamten Perſonal.
Alles weitere ſiehe Anſchlag.

u r

Große Ulrichstr. 50
Obergeschoß. [1800

Ausstellung von Möbeln
für Küchen, Schlafzimmer

und Wohnräume.
Sesichtigung und Annahme von Kaufantregen

daselbst täglich von 9 bis 3 Uhr

lallesche Fürsorgestelle für
Wohnungseinrichtungen 6. m. b. H.

d

Z

e

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

i Zeitschrißt zur Verfechtung der In-D e Gleichheit teressen der gehaſfenden Frau.

Einzelnummer 10 Pf.7 17 7 o 7 7 17 7 7 7
Wochensechrift, enthaltendIn freien Stunden spannende Romane und in-

teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von 15 Pf.

r ustrierte poſitisch-satirischDer Wahre Jacob P
Nummer 15 Pf.Berliner lilustrierte Zeitung
Einzeinummer 10 Pf.Arbeiter Gesundheits Bibliothe
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

schiedene Bändchen 2 20 P.
Dokumente zum Weltkrieg

Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Dawenmode
Hausschneidereisonntagszeſtung/Deutsche Wodäenzeitung

wiüwinn
Fernsprecher 5407 HAILIE Gr. Ulrichstraße 27

mm

ulbeabende mit freier Aussprache.

6. Volksabend
Mittwoch, i1. Derember, 81 Uhr abends

[1802in den Thaliasäfen.
Eingeleitet durch einen Vortrag des Herrn Rektor

H. Haase über:
„Die Einheitsschule.“

W Der Zutritt ist für jedermann frei.

h

Kochkisten- Verkauf
wochentags von 10 bis 12 Uhr

Nathausſtraße 17 J.
haus wirtſchaftliche beratungoſtelle

des Halleſchen Frauenbundes.

Das Stopfen der Kochkiſten wird un-
entgeltlich gezeigt.

Kadt-lbeater

Mittwoch, 11. Dezember
nachmittags 31 Uhr
Schneewittchen.

Märchen von Görner.
Anfang 7,20 Uhr. Ende 10,15 U

Cosi fan tutte.
Oper von Mozart.

Donnerstag: Lohengrin.
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und repariert. [1100

Hoffmann, Schützenſtr. 20.

richten an den
mit Lederſtücken

und den Saalkreis.
Ad. Thiele, Bernhardyſtraße 68.

Wahlleiter geſucht.
Parteigenoſſe mit längerer Tätigkeit in der Arbeiter

aalkreis als Leiter
für die Rationalverſammlung geſucht. Redne-

Antritt ſofort. Dauernde
Bewerbungen

mit Angabe der Gehaltsforderung bis 15. Dezember zu

Sozial demokratiſchen Verein für Halle

in er Auswahl Schmledelehrling
Raufhaus u Schöne, Lindenſtr. 49.

H. Elk an I 2000000000000
Leipziger Str. 57 S temp e

Petſchafte, Farbekiſſen uſw.
liefert ſchnell und billig
Alfred Pfautsch,

Stempe
Rikolaiſtr. 6. Fernruf 3668.

Lumpen, Knochen,
Eisen, Metalle, Papier
kauft

Mt. Boden a



ten.
r 1918.
n Reichs,
Gruppen

Inhänger
ſerer Ge

Nächſte

uf.
bei der

n in der
beliefert

ziſtrat.

Lebens-
—-4 Uhr:
ags von
—-4 Uhr
ags von
—4 Uhr:

34500,
smittel-
r 42 Pf.
mtauſch

er Mol-
trahe 17
telle der
ſen ſind
denliſte
nig.
Dezem-

etttarte
er Tal-

den bei
nitt 26

Waren-
n 1 M.
unden-

C

Nr. 286.

v 4 4 ne 5 t e 4n c zt 4 h 5 e e nn n 4 neca n 57e

e h r r nh e en ne n dh h e

w r
n

e re u ee ee e e

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag den 10. Dezember 1918.

Er

Den Auftakt zu den in Ausſicht ſtehenden Wahlen zut National-
perſamlung bildeten zwei Volksr rſamlungen, die am Sonntag vormit-
jag 10 Uhr im Walhallatheater und den Thaliaſälen, den beiden größten
Verſammlungsräumen der Stadt, ſtattfanden. Sie waren beide gut
beſucht.

In der Verſammlung im Walhallatheater hatte Genoſſe Ad.
Thiele das Referat. Die Vorkommniſſe der letzten Tage ließen es

ſo führte er aus nötig erſcheinen, zu den politiſchen Tagesfragen
Stellung zu nehmen. Der glatte und ſiegreiche Verlauf der Revolution
geigte, daß die Zeiten überreif für die Umwälzungen waren. Der ſieg
reiche Verlauf iſt beſonders auf die politiſche und induſtrielle Entwicklung
der letzten Jahrzehnte zurückzuführen, die u. a. auch bewirkte, daß das
Heer der ſeitherige Hauptſtützpunkt für Machtentfaltungen ſofort
ſich auf die Seite des Proletariats ſtellte. Die Aufklärungsarbeit der
Sozialdemokratie hatte gut vorgearbeitet. Die Umwandlungen waren

nicht in der Lage, ſofort und endgültige Verhältniſſe zu ſchaffen. Proviſo
riſch wirken an Stelle der ſeitherigen öffentlichen Gewalten Arbeiter-
und Soldatenräte, die keine Gegenſätze ſind. Das Wort, alle Räder
ſtehen ſtill, wenn das Volk es will, fand ſeine Erfüllung auch im
Kopfe mancher feitherigen Gewalthaber ſtand manches Rädchen ſtill.
Die Gefahr einer Gegenrevolution ſei nicht groß wenn ſie nicht von
bolſchewiſtiſcher und ähnlicher Seite Nahrung erhielt. Die Volks
regierung Ebert Scheidemann habe mit bewundernswerter Ruhe und
Sicherheit bisher die Ordnung aufrechterhalten. Auch in Halle ſind in den
letzten Stunden Flugblätter der Spartakusgruppe verbreitet worden, de
wahnſinnige Behauptungen aufſtellen. Aber auch ſie ſind ein Teil von
jener Kraft, die zwar das Böſe will, aber doch das Gute ſchafft. Aber
auch bürgerliche Zeitungen (wie die SaaleZtg.) regen durch Senſations-
nachrichten über Abſichten der Regierung oder der Feinde die Gemüter
ganz unnötig auf. Auch hinſichtlich der Friedensbedingungen brauchen
wir nicht ſchwärzer zu ſohen, als nötig iſt. Gefährlich ſind auch die
Geiſter, die das Geſchaffene der Bevölkerung verekeln wollen. Die Ar-
beiter- und Soldatenräte haben bisher zur vollſten Zufriedenheit ge
arbeitet. Die Nachricht der bürgerlichen Zeitungen, dieſe Räte hätten
in den erſten vier Wochen 800 Millionen M. verpulvert, ſeien eine
grobe Lüge. Dummheiten ſind früher in viel größerem Umfange
vorgekommen nur hat man ſie da zugekleiſtert.

Die Nationalverſammlung wird weitere Ordnung in unſere Zu-
ſtände bringen. Die Wahlen zu ihr werden feſtſtellen, wer die Mehr-
heit hat. Dieſe hat dann zu beſtimmen, nicht eine Minderheit, die
ihre Pläne mit Gewalt durchdrücken will. Bis zur Feſtſtellung des
Mehrheitswillens ſind auch tief einſchneidende wirtſchaftliche Maßnahmen
zu unterlaſſen. Wirtſchaftliche neue Gebilde können nicht in wenigen
Stunden entſtehen. Es iſt möglich, daß die Wahlen zu der National-
verſammlung ſchon vor dem 15. Februar ſtattfinden. Der Regie-
rungsbezirk Merſeburg bildet einen Wahlkreis, der neun Abgeordnete
zu wählen hat. Das Verhältniswahlverfahren ſorgt dafür, daß die zu
wählende Vertretung den Anſichten der Wählerſchaft entſpricht. Vor
ausſichtlich werden mindeſtens vier Parteien ſich om Wahlkampf be
teiligen. Redner ſchildert dann die Einrichtungen des Wahlrechts und
meint, es ſei ganz richtig, das Wahlalter auf 20 Jahre herabzuſetzen.

Volksrechte und Nationalverſammlung.
Die ſozialdemokratiſche Partei hoffe auf die Mehrheit. der Mandate im
Reich. Jm weiteren ſchildert Genoſſe Thiele die Forderungen, die
von der Sozialdemokratie an die Geſetzgebung zu ſtellen ſind. Ein
ſtehendes Heer, wie wir es früher kannten, muß beſeitigt werden. Un
erläßlich iſt die Trennung der Kirche vom Staat. Sicher wird und muß
auch die Steuer und die Vermögensabgabe eine gründliche Umgeſtal
tung erfahren. Auch mit der Sozialiſierung der Betriebe muß begon-
nen werden. Braucht doch das neue Reich ungeheure Summen von
Geld, um die vorhandenen Schulden zu bezahlen. Große Aufgaben
ſtehen uns bevor, aber wir haben keinen Anlaß, zu verzweifeln. Die
Sozialdemokratie wird ſie bewältigen!

Dem mit großen Beifall aufgenommenen Vortrag folgte eine lange
und lebhafte Ausſprache. Eine ganze Anzahl Redner (Poſtbeamte,
Rechtsanwälte, Arbeiter uſw.) legten ihre Anſichten dar. Jn der
Hauptſache drehten ſich die Ausführungen um die Beſtrebungen der
Spartakusleute und der Unabhängiffen und manches wahre und harte
Wort bekamen ſie zu hören. Zum Schluß forderte Genoſſe Döltz, der
Leiter der Verſammlung, auf, rege für die Sozialdemokratie (alte
Partei) und die Volksſtimme zu werben. Im allgemeinen verlief die
Verſammlung äußerſt eindrucksvoll und anregend.

In der Diskuſſion ſprach als erſter Redner Genoſſe Witz mann.
Er ſtimmte dem R ferenten bei und ermahnte zur Einigkeit und Ge-
duld in der Ernäbrungsfrage, es ſtehe nicht ſchlecht, aber einrichten
müſſen mir uns. Von mehreren Rednern erfolgten ſcharfe Angriffe auf
die Unabhängige Partei, weil ſie ihre Stellung im Arbeiterrate miß-
brauche und man aus dem Regen in die Traufe gekommen ſei. Als
die Kriegsverletten im Arhbeiterrat Sitz verlangten, ſoll Kilian geſagt
haben, da könne ja jeder Strumpfſtopferverein Vertretung verlangen.
Dieſes wurde von einem anſcheinend dem Arbeiterrate angehörenden
Redner zu widerlegen nverſucht, ſie 'ollen nur auf den großen Arb'iter-
rat verwieſen worden ſein. Herr Radegaſt ſuchte im Unabhängigen-
ſinne auf die Verſamwlung zu wirken, wurde aber faſt einmütig von
der Verſammlung zurückoewieſen.

Alle übrigen Redner Fellten ſich in der Hauptſache auf den Stand
punkt des Geroſſen Thiele Auch dos Bürgertum wolle mit uns ar-
beiten, und nicht gegen uns. Herr Dr. Gumtz berichtete noch einige
Erlebniſſe aus Berlin. Haaſe ſoll in einer Verſammlung geſagt
haben, ſie ſeien Bolſchewiſten, wenn ſie auch in einem andern Staate
leben. Lijebknecht ſoll in einer Verſammlung im Zirkus Buſch ge'agt
haben: Wir müſſen noch über Blut und Leichen ſteigen, die Regierung
Ebert- Scheidemann muß geſtürzt werden, es wird noch viel Blut fließen.
(Dieſe Worte riefen ſtarke Entrüſtung bei der Verſammlung hervor.)
Jm übrigen riet Redner zum Anſchluß an unſere Partei, mahnte zur
Mitarbeit am Wiederaufbau, damit Deutſchland wieder an der Spitze
im Völkerbunde marſchiere mit den Woffen des Geiſtes und der Frei-
heit zum Wohle einer glücklicheren Menſchh'it.

Nach kurzem feurigen Schlußwort des Genoſſen Thiele und einer
Mahnung des Vorſitzenden an die Verſammlung, ihre Uebereinſtim-
mung mit uns durch Nbonnieren der Volksſtimme und den Beitritt zu
unſerer Partei zu dekräfügen, wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Halle und Saalkreis.
Halle, 10. Dezember 1918.

Richtigſtellung des Soldatenrats.
Wie in jedem Parlament, in jeder öffentlichen Körperſchaft, in allen

ſonſtigen Vereinigungen, ſo auch im Soldalenrat Halle iſt es Uebung
und feſtſtehende Tatſache, daß die Vorträge und Aeußerungen einzelner
Mitglieder nicht den Willen des geſamklen Soldafenrates ausdrücken,
ſondern lediglich der perſönliche Meinungsausdruck eines einzelnen ſind,
die dazu dienen ſollen, irgendwelche Wünſche, Beſchwerden, Vorſchläge
uſw. zur Grundlage für die Einleitung von beſtimmten Verfahren und
Feſtſtellungen zu machen. Leider iſt es geſchehen, daß verſchiedenllich
Berichte aus den Sitzungen des Soldatenrates entſtellt wiedergegeben
und iendenziös gefärbi ausgeſchlachtet wurden. So wendet ſich z. B.

der Vorſtand des Halleſchen Bergwerksvereins in einer Bekanntmachung
an die Oeffentlichkeit und nimmt gegen die im Soldat'nrat vorgebrach-
ten Aeußerungen, die Grubenunternehmer trieben Sabotage, Stellung.
In Wirklichkeit iſt dieſer Vorwurf vom Soldakenrak nicht. gemacht wor
den. Ein Mitglied hat lediglich das berichtet, was in einer vorauf-
gegangenen Sitzung des Bergwerksvereins in Gemeinſcheft mit Ver
tretern anderer Jnſtitutionen geſagt worden iſt. Der Soldatenrat hat
dieſe Wiedergabe nur zur Kenntnis. aber keinerlei Stellung dazu ge
nowmen. Ebenſo verbält es ſich mit der in der Sitzung vom 5. De-
zember d. J. verhandelten Sache des Leutnants Becker. Um aus den
Kreiſen der Soldoten lautrewordene Beſſchwerden und Vermutungen
eines einzelnen zu prüfen, iſt der weitere Soldatenrat von dieſem Vor
gang in Kenntnis geſetzt worden Wie weit die'e Behouptungen den
Tot'ochen entivrechen, bzw. ob überhaupt eine Begründung der An-
klagen vorhanden iſt, wird erſt die eingeleitete Unterſuchung durch die
Rechtskommiſſion ergeben. Dieſes Verfahren hat lediglich den Zweck,
unbenründeten Vermutungen Einhalt zu gebieten und etwaige Ubel-
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ſtände von vornherein zu beſeitigen. Wäre z. B. der Fall des t
lichen Verkaufs der Kühe durch Leutnant Becker eine erwieſene e
ſache geweſen, ſo hätte der Soldatenrat ſofort dazu Stellung genom-
men und die Angelegenheit nicht erſt durch die zuſtändige Kommiſſion
unter'uchen laſſen.

So liegt eine ganze Reihe von Fällen vor (auch das Verſagen der
jüngeren Wachmannſchaften wird in der Oeffentlichkeit entſtellt kolpor-
tiert), die beweiſen, daß die Vorträge des einzelnen im „Plenum als
Stellungnahme des Soldatenrates aufgefaßt werden. Es wird deshalb
gebeten, lediglich Beſchlüſſe als eine Willensäußerung des Soldaten
rates aufzufaſſen und die Verhandlungen des Soldatemrates ohne Vor-
urteil zu verfolgen, um dem Soldatenrat kein Mißtrauen, ſondern Ver
trauen in ſeine objektive Handlungsweiſe zum Wohle aller entgegenzu-
bringen.

Warnung.
Bei den Lebensmittelhändlern und insbeſondere an den Verkaufs-

ſtänden auf dem Wochenmarkt und in der Talamtſchule finden zeit-
weilig größere Anſammlungen von Käufern ſtatt. Solche Gelegenheiten
haben Taſchendiebe in zahlreichen Fällen beſonders beim ſtädtiſchen
Verkauf in der Talamtſchule zur Ausführung von Taſchendiebſtählen
benutzt. Den Dieben wird ihr Treiben meiſt noch beſonders dadurch
erleichtert, daß die Frauen vielfach in ſorgloſeſter Weiſe ihre Geldbörſe
in der offenen Markttaſche, alſo für jedermann ſichtbar, oder in der
flachen Schürzentaſche verwahren. Um nicht das Opfer von Dieben zu
werden, wird dringend vor ſolcher Aufbewahrung der Geldbörſe ge
warnt; auch empfiehlt es ſich, bei derartigem Andrang auf die um-
ſt henden nächſten Perſonen zu achten. Wird aber ein Dieb bei der
Tat überraſcht, fo iſt keine Milde geboten, ſolche Perſonen müſſen unde
dingt der Polizei übergeben werden. Weiter iſt in letzter Zeit beobach
tet worden, daß Frauen, die zwecks Einkaufs längere in der Tal
amtſchule verweilen, die von ihnen mitgeführten Kinderwagen mit
kleinen Kindern oft aufſichtslos auf der Straße oder auf dem Schulhof
aufſtellen. Jn wiederholten Fällen haben Unberufene ſolche Kinder
wagen mit Kind dort fortgefahren und an anderer Stelle ſtehen gelaſſen,
ſo daß ſie erſt nach ſtundenlangem Suchen wiedergefunden wurden. Es
ergeht daher an ſolche Frauen, die mangels anderer häuslicher Aufſicht
ihr kleines Kind im Kinderwagen nach der Talamtſchule mitbringen
müſſen, die Warnung, ſolchen niemals ohne Aufſicht dort ſtehen zu
laſfen. Noch beſſer iſt es allerdings, keine Kinderwagen mitzubringen,
da auch ſchon die Betten aus ſolchen geſtohlen worden ſind.

Die Dienſtboten und Hausangeſtellten
hielten am 5. Dezember eine erneute öffentliche Verſammlung in
der Kaiſer-Wilhelm- Halle ab. Sie war wiederum gut beſucht.
Arbeiterſekretär Kleeis ſprach über die wirtſchaftliche Lage der
Halliſchen Hausangeſtellten und wie ſie verbeſſert werden kann.
Er knüpfte insbeſondere an die vom ſtatiſtiſchen Amte der Stadt
Halle vorgenommene Erhebung über die Dienſtbotenverhältniſſe
in Halle an.

Die Erhebung beleuchtet die Zuſtände vor Kriegsausbruch.
Sie erſtreckt ſich auf 2500 Dienſtboten, das iſt etwa die knappe
Hälfte der überhaupt in Halle vorhandenen Dienſtboten. Die Er
hebung geſchah durch Zählblätter, die vom Arbeitsamt ausgefüllt
wurden. Aus den Ergebniſſen iſt folgendes bemerkenswert. Etwa
die Hälfte der beobachteten weiblichen Dienſtboten erhielten bie
zu 12.50 M. Monatslohn. Ueber zwei Drittel von allen bekamen
bis zu 15 M. Die Betrachtung von Lohn und Alter zeigt, daß die
in Halle gezahlten Löhne, die weſentlich niedriger ſind als die etwa
aus Berlin und München bekannten, geringer ſind als die gewerb
licher Arbeiterinnen. Die jungen Dienſtmädchen und die ohne be-
ſondere Kenntniſſe weiſen den niedrigſten Lohn auf. Der dritte
Teil der beobachteten Dienſtboten war bis zu 16 Jahre alt, die
reichliche Hälfte bis zu 18 Jahren. Ein großer Teil der Mädchen
hatte vorher Aufwartedienſte verrichtet. Der weitsaus größte Teil
der Dienſtmädchen beſaß keine beſondere hauswirtſchaftliche Aus-
bildung. Die allermeiſten Mädchen erwerben dieſe Kenntniſſe erſt
im Dienſt. Von allen beobachteten weiblichen Dienſtboten hatten
90 v. H. die Volksſchule beſucht, davon weit über die Hälfte eine
Dorfſchule. Die letztvergangene Dienſtzeit betrug bei einem Drittelder Mädchen 3 bis 6 Monate. Länger als ein Kahr ſtand nur der
vierte Teil im letzten Dienſt. Die durchſchnittliche Dauer eines
Dienſtverhältniſſes berechnete ſich auf 10 Monate. Die Entlaſſung
der Dienſtboten durch die Herrſchaft trat nur ſehr ſelten hervor
(in rund 7 v. H. aller Fälle), während rund 70 v. H. aller Dienſi
boten den Dienſt auf eigenen Wunſch verließen. Der weitaus
größte Teil ging wegen „Mißverhältniſſen“ fort, die den Dienſit-
herrſchaften zur Laſt zu legen ſind. Rund zwei Drittel der Dienſt-

Ende gut, alles gut.
7] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Ein paar Tage ließ er vorbeigehen. Zuletzt, durch den
Kampf der Leidenſchaft mit der Furcht gequält und geärgert.,
rief er zornig: „Hol der Teufel alles! So ka'n es nemmer
aushalta' i muß woga', komm's raus wie's will:“
Die Gret ſtand vor ſeiner Seele ſo ſchön und mit einer
Miene, die nichts Abſchreckendes hatte! „Dommheit,“ rief
er beherzt. „J ſott me wohl vor'm Mädle färchta' (fürch-
ten)? Des wär' ja zum Lacha'!“ Er faßte den Ent-
ſchluß, bei nächſter Gelegenheit mit der Gret zu ſchwätzen
und ſein Anliegen vorzubringen oder wenigſtens „drom
rom“ (darum herum) zu reden, zu ſehen, was ſie für ein
Geſicht dazu mache, und dann ein andermal weiter zu gehen.

Recht ſchön fügte ſich's, daß er das Mädchen eines
Abends, als ihn ein Geſchäft auf den Fußweg hinter den
Dorfgärten geführt hatte, ganz allein gegen ſich herkommen
ſah. Die Gelegenheit konnte nicht günſtiger ſein, er mußte
ſie benutzen. s er zuerſt zu ihr ſagen wollte, wußte er
genau, nämlich: „Godda'n Ohbed (guten Abend) Margret!“
Das übrige gab ſich dann von ſelbſt. Entſchloſſen ging er
vorwärts. Wie er aber die Gret näher und näher kommen
ſah, machte er eine ſeltſame Erfahrung. Sein Herz fing an
zu klopfen, vor den Augen begann es ihm zu flimmern und
die Lippen wurden ſo ſchwer, als ob Gewichte darangehängt
worden wären. Es ſchien ihm unmöglich, ſie zu bewegen

und da halte einer eine Anſprache! Vor der Gret an
gekommen, machte er eine unerhörte Anſtrengung und rief
mit grimmiger Freundlichkeit: „Godda'n Ohbed, Margret!

„Godda'n Ohbed, Michel,“ antwortete die Gret mit
heller Stimme und mit einem Ausdruck auf ihrem Geſicht,
als ob ſie recht gut wüßte, in welchem Spittel der arme
Burſche krank länge. Dieſer nahm indes nichts wahr. Nach
der Leiſtung, die er ſich abgerungen, trieb es ihn mit un-
widerſtehlicher Macht an ihr vorüber weiter und weiter.
Nachdem er hundert Schritte gemacht hatte, atmete er auf;
aber erſt als er um eine Ecke bog und nicht mehr geſehen
werden konnte, wurde er leichter und ruhiger. Er hielt

und ſein Benehmen ſtand klar vor
ſich nun doch gefürchtet und die

Unmut

am, dachte nach

ſeinen Augen. Er hatte fſchönſte Selegenheit ungenutzt verſtreichen laſſen!

e mer glei (gleich) ſelber a'n Ohrfeig' geba', daß mer der
Kohpf ſomſa' dät! Fürcht' me wärle, und zitter' am ganza
Leib, als wenn e oen ombrocht hätt! Sott ma' denn globa',
daß ma' ſo domm ſei' ka'?“

Die Sache war indes nicht anzufechten, ſie war geſchehen,
und der Verdruß konnte nichts daran ändern. Für Michel
gab es nur einen vernünftigen Entſchluß: ſie zu vergeſſen
und ſich vorzunehmen, es ein andermal beſſer zu machen.
Dazu verſtand er ſich denn auch. „J ben a Narr,“ ſagte er,
„daß e me verzürn'! Verloara'n iſt no nex, und ſo wurd's
net allmol ganga' (gehen).“ Er ſtellte ſich vor, wie er
das nächſte Mal reden werde, er hatte Einfälle, wie man
ſie nach einer verſäumten Gelegenheit zu haben pflegt
und ſo von weitem ſchien ſich ihm die Sache ganz leicht zu
machen. „Bah,“ meinte er endlich, „des iſt ha'et nor ſo
a dommer A'fall g'weſa'! 's müeßt ja beim Deufel ſei',
wann ih net könnt', was jeder ander' ka'!“ Er tröſtete
ſich und ging beruhigt und mit neuem Mut nach Hauſe.

Wieder verſtrich einige Zeit. Es war in der letzten
Woche des Monats Mai, und unter dem Wehen der Oſtluft
kam ein wunderſchöner Tag herauf. Ein leichter Reif hatte
auf der Landſchaft gelegen, die Sonne, in den wolkenloſen
Himmel ſich erhebend, ſog ihn weg und goß den Silberglanz
des Morgens über die Erde. Die Lerchen ſangen, die Land-
leute, die ſich an ihre Arbeit begaben, zeigten vergnügte Ge-
ſichter, das Vieh, das zum Saufen getrieben wurde, brüllte
vor Luſt und ſprang rechts und links in die Höhe. Das
alles war ſo fröhlich, ſo ermutigend! Es war einer von den
Morgen, wo im Herzen ſo wenig eine Sorge aufkommen
kann, wie am Himmel ein Wölkchen wo im Jnnern der
Frohſinn regiert und draußen der Sonnenſchein.

An dieſem Morgen fühlte ſich unſer Michel friſch und
munter, wie ſeit langer Zeit nicht. Er dachte an die Gret

mit ſtillem, ruhigem Vergnügen. Es war ihm, als
könnte er heute ſchwätzen und Spaß machen nach Belieben,
und wenn's ſein müßte, gelegentlich auch ein ernſtes Wort
reden kurz, er fühlte ſich aufgelegt. Jndem er ſich's leb-
haft vorſtellte, empfand er ein Verlangen, ſein Vermögen
ins Werk zu ſetzen. Er faßte ſich kurz und machte ſich auf
den Weg durch die Gaſſe, in der Hoffnung, die Geliebte zu
ſehen. Jm NRotfall, wenn er ſie nämlich vor ihrem Hauſe
nicht traf, konnte er hineingehen und den Maurer beſtellen;

denn an ſeinem Hauſe war ein Stück weit der Mörtel ab-
gefallen, und wenn es auch auf dem Lande nicht grad not
wendig war, ihn wiederherzuſtellen, ſo konnte es doch auch
nicht ſchaden.

Sein guter Mut und ſeine Laune minderten ſich nicht,
als er der Wohnung des Maurers ſich näherte. Er hatte
ein paar Vorübergehende gegrüßt und die gewöhnlichen
Formeln waren ihm ſo leicht und luſtig vom Munde ge-
gangen, daß ein junges Weib ſagte: „Du biſt aber ha'et
alert, Michel!“ Darin lag für ihn ein neuer Beweis,
daß er heute ſeinen guten Tag habe, und rüſtig ging er vor
wärts. Jn dem kleinen Hofe ſah er die Gret nicht; aber
im Wurzgärtlein, von der Gaſſe nur durch einen niedrigen
Zaun getrennt, war ſie über ein Beet hin gebückt. Wie er
ſie hier unvermutet erblickte, war er doch betroffen. Es hieß
nun wieder: „Vogel friß oder ſtirb,“ und vor dem ſtrengen
Antlitz der Notwendigkeit entfloh der leichte Humor in ſeinem
Herzen, um den Anwandlungen von letzthin Platz zu
machen. Es mahnte ihn etwas, zu tun, als ob er ſie nicht
geſehen hätte, und ſachte weiter zu gehen. Aber heute war
er nicht gemeint, auf die Stimme des Kleinmuts zu hören;
er unterdrückte die Bewegungen ſeines Jnnern, blieb ſtehen

und rief entſchloſſen: „Godda' Morga', Margreat!“ Das
Mädchen ſah auf und erwiderte: „Ei, godda' Morga',
Michel! Biſt oh ſcho' en der Höa'?“ (Höhe, das heißt auf
geſtanden.) Dieſe Frage kam ihm ungelegen; denn eigent-
lich hatte er ſelber fragen wollen: „Oh ſcho' auf?“ und
wenn ſie dann, wie es nicht wohl anders möglich war, mit
Ja antwortete, ſo hätte er ihr was Schönes geſagt über ihr
frühes Aufſtehen, ihren Fleiß uſw. Das konnte er nun,
wenigſtens in der zuerſt ausgedachten Weiſe, nicht mehr,
und dieſer Umſtand machte ihn ein wenig verwirrt. Er
antwortete zögernd: „Jawohl,“ und da er ſich auf dieſen
Fall nicht vorgeſehen hatte, ſo entſtand eine kleine Pauſe.
Allein mit Recht hatte er geglaubt, daß er heute ſeinen guten
Tag habe. Nicht lange beſann er ſich, und ein neuer Ein
fall war da. Er drehte ſeinen Kopf in der Luft herum und
ſagte: „Ha'et hommer (haben wir) amol a ſchöas Wäder
(Wetter)!“ Gret erwiderte heiter: „Ja gottlob
Mer (wir) konna's aber oh braucha'!“ Und ohne Unter
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brechung und würdig ſetzte er hinzu: „Deſcht (das iſt) wohr!
Des könna' mer!“

(Fortſetzung folgt.)
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mädchen waren nicht in Halle geboren, alſo von auswärts nach
hier gekommen. Etwa die Hälfte war in einem Dorfe geboren.

dner ſchilderte dann noch, wie ſich die Dienſtbotenverhält-
niſſe während des Krieges entwickelt haben. Lohnzulagen ſind nur
in geringem Umfang gewährt worden. Jedenfalls entſprechen
ſie bei weitem nicht der Verteuerung der Kleidung und des Schuh-
werkes, wofür die Hausangeſtellten doch erhebliche Aufwendungen
machen müſſen. Die Ernährungsverhältniſſe ſind bei manchen
Dienſtboten recht ungünſtige; mitunter bekommen ſie nicht einmal
die Ration, die ihnen von der ſtädtiſchen Lebensmittelverteilung
zugedacht iſt. Kleeis ſchilderte dann noch die unendlichen Arbeits-
zeiten uſw. An dieſen Zuſtänden trage das ſeitherige Fehlen jed-
weder gewerkſchaftlicher Organiſation mit die Hauptſchuld.

Jn der Ausſprache ſchilderte Frau Fehſe die Vorteile des
Verbandes der Hausangeſtellten. Der Beitrag von 60 Pf. monat-
lich ſei nur gering; dafür werde Krankenunterſtützung, Rechtsſchutz
und vieles andere gewährt. Die nächſte Zuſammenkunft iſt kom-
menden Donnerstag, 12. Dezember, abends 914 Uhr, im Gewerk-
ſchaftshaus, Aufnahmen werden auch im Arbeiterſekretariat, Harz
42/44, Zimmer bewirkt.

Offener Brief der Guktempler an den Arbeiler- und Soldakenral
in Halle. Jmmer ſchwieriger geſtaltet ſich die Ernährung unſeres Vol-
kes. Bei jeder ſich bietenden Gelegenheit hören wir es aus dem Munde
der verantwortlichen Männer der Reichsleitung, daß unſere Vorräte
nach wenigen Monaten erſchöpft ſein werden und uns die grauſamſte
Hungersnot droht. Mit um ſo größerem Erſtaunen haben wir daher
die Verfügung des Staatsſekretärs des Reichsernährungsamtes geleſen,
daß die Malzkontingente der Bierbrauereien bis zu 72 v. H. mit Gerſte
zu beliefern ſind, da infolge der Einſtellung der beſonderen Bierverſor-
gung des Feldheeres und der Marine die noch für Heeres und Marine
Bierherſtellung beſtimmte Braugerſte frei geworden iſt. Gegen dieſe
Vergeudung eines unentbehrlichen Nahrungsmittels zur Herſtellung
eines entbehrlichen Genußmittels erheben wir hiermit nachdrücklichſt
Einſpruch. Nahrungsmittel, die durch Vergärung vergeudet werden,
bedeuten heute Hunger der Maſſen. Jeder deutſche Mann wird und
muß gern auf einen jetzt doch ſehr fragwürdigen Genuß verzichten, wenn
er weiß, daß dadurch ſeine Familie mehr zu eſſen bekommt. Jede
deutſche Frau wird und muß ſich dagegen auflehnen, daß ihren Kindern
Nahrungsmittel entzogen werden, und ſeien es noch ſo geringe Mengen.
Jeder heimkehrende Krieger wird ſehr gern auf jede Bier'ſpende ver-
zichten, wenn er erfährt, daß er dadurch ſeine und ſeiner Angehörigen
Brotmenge vergrößern hilft. Jn dieſen ſchickſalsſchweren und entſchei-
dungsvollen Stunden brauchen wir keinen Alkohol als Quelle der Kraft
und des Mutes, wohl aber geſunde und nüchterne Männer und Frauen
mit klarem Kopf, ruhigem Blut, ſtarkem Pflichtbewußtſein und opfer-
bereiter Liebe fürs Vaterland.

Wir bitten darum den Arbeiter- und Soldatenrat von Halle, Her-
ſtellung und Vertrieb alkoholiſcher Genußmittel, die aus wichtigen und
unbedingt nötigen Lebensmitteln Gerſte, Roggen, Weizen, Kartof-
feln hergeſtellt ſind, in ſeinem Machtbereiche zu unterſagen, dazu
ſchon gelieferte oder bereitgeſtellte Mengen von Getreide und Kartof-
feln zu erfaſſen und der allgemeinen Ernährung zuzuführen.

Gleichzeitig ſprechen wir die Bitte aus, in dieſem Sinne auf die
Regierung und Reichsleitung einwirken zu wollen.
Deutſcher GuttemplerOrden (J. O. G. T.), Loge Moritzburg Nr. 965
in Halle a. d. S. Deutſcher Bund abſtin. Frauen E. V. Verein des
Blauen Kreuzes Halle (Saale). Bund deutſ“er Volkserzieher. Deut
ſcher Verein gegen den Mißbrauch geiſtiger Getränke, Zweigverein Halle.

e Warum „Thiele“ Verſammlung Jm Volksblatt wird die Be
hauptung widerlegt, die am Sonntag in der Verſammlung im
Walhalla-Theater aufgeſtellt wurde und dahin ging, Kilian habe den
Kriegsbeſchädigten erſt dann eine Vertretung im Arbeiterrate zu-
geſprochen, wenn ſie ſich bei den Unabhängigen organiſierten. Das
wurde bereits in der Verſammlung durch Genoſſen Chemnitz wider-
legt; das Volksblatt wiederholt das in einer von Kilian unter-
zeichneten Erklärung. Kilian ſpricht da immer nur von der
Thiele- Verſammlung, nie von der Walhallaverſammlung. Man

ckt die Abſicht, wird aber nicht verſtimmt; denn Kilie bleibt
en Kilian!

Das Gewerkſchaftskartell Halle hält nächſten Mitt
3 Uhr eine wichtige Sitzung im Volkspark ab. Auf re
ordnung ſteht die Erwerbsloſenfürſorge uſw. Die Gewerkſchafts
vorſtände ſind eingeladen.

Volksabende mit freier Ausſprache. Am Mittwoch, dem
11. Dezember, 814 Uhr, wird am 8. Volksabend Herr Rektor
H. Haagſe die für die Zukunft der deutſchen Jugenderziehung ſo be-
deutungsvolle Frage der Einheitsſchule durch einen einleitenden
Vortrag zur Erörterung ſtellen.

Freibank- Verkauf. Zum Freibank-Verkauf werden die Jn-
haber folgender Nummern zugelaſſen: Um 8 Uhr Nr. 2551-2650,
um 9 Uhr Nr. 2651--2750, um 10 Uhr Nr. 2751--2850, um 11 Uhr
Nr. 2851--2950, um 12 Uhr Nr. 2951--3050, um 1 Uhr Nr. 3051
bis 3100.

Theater. Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater Halle. Die Einſtudierung von Mozarts Coſi

fan tutte, die wir am Sonntag im Stadttheater hörten, dürfte
im Spielplan dieſes Winters nur eine Verlegenheitserſcheinung
ſein. Das Werk gehört zu denjenigen Opern des Meiſters, die, im
Zwange der Hofluft geſchrieben, zu deutlich den Stempel der be
ſtellten Arbeit tragen. Coſi fan tutte (So machens alle) verdankt
ſeine Entſtehung dem Kaiſer Joſeph und erlebte ſeine Uraufführung
am 26. Januar 1790. Daß Herr Direktor Sachſe der Pflege
klaſſiſcher Zopfmuſik ein reichliches Jntereſſe entgegenbringt, iſt
eine perſönliche Geſchmackſache. Gewiß iſt jedes Bemühen, Ab-
wechſlung in der Kunſt zu bieten, zu begrüßen. Wir ſind jedoch
der Anſicht, daß es angeſichts der Fülle unſerer Opernliteratur nicht
nötig war, bei einem ſo frivolen dürftigen Libretto wie Coſi fan
tutte Halt zu machen. Wenn man aber ſchon in die vergeſſenſten
Rumpelkammern des Opernrepertoirs greift, um damit muſikaliſche
Pietät zu beweiſen, ſo wäre es doch wünſchenswert, dieſe ver-
ſtaubten Partituren nicht ohne Streichungen auszugraben. Und
dann dieſe gräßlichen Rezitative! Man gebe die Mozartopern mit
Dialog! Sprechgeſang unter Klavierbegleitung gehört ins Tingel-
tangel, nicht auf die Bühne!

Die geſtellte Szenerie machte ſich ſehr hübſch; vielleicht wäre
es jedoch für den äußeren Rahmen noch freundlicher geweſen, den
Schauplatz für den 2. Akt zu verwandeln. Die Hochzeitstafel machte
einen geradezu kläglichen Eindruck; oder ſollte man die kaſchierten
Braten und Früchte des Requiſiteurs auch beſchlagnahmt haben?

Als Ganzes genommen bot die Vorſtellung jedoch recht Gutes;
man hatte mit Fleiß gearbeitet und das volle Haus dankte den
Künſtlern mit freundlichem Beifall. Herr Neudörffer erfreute trotz
ſeiner Heiſerkeit als Guglielmo durch Wärme des Vortrags und
elegantes Spiel, während Herr Harlacher (Ferrando) ſchauſpieleriſch
weniger günſtig hervortrat. Die beiden händeringenden Schweſtern
Fiordiligi (Frl. Schwarz) und Dorabella (Frl. Krey) ſchienen ſich
in ihren Rollen nicht beſonders wohl zu fühlen, letztere ſah übrigens
als blonde Jtalienerin ſehr unvorteilhaft aus. Das Kammer
mädchen Despina hatte in Frl. Enghardt eine ſehr glückliche Ver
treterin gefunden, auch Herr Roesler verlieh ſeinem Alfonſo humor-
volle gefällige Züge. Die muſikaliſche Leitung hatte Herr v. Pander
inne; etwas mehr Tempo, und ſein Erfolg wäre vollkommen ge-

weſen. Wbr.Schneewitichen. Am Freitag nachmittag wurde auch im Stadt-
theater die Weihnachtszeit eingeläutet und unter dem Jubel der zahlreich
herbeigeeilten Kinderſchar das reizende Weihnachtsmärchen Schneewitt-
chen au hrt. Was glänzten die Augen der Kleinen, was ſchlugenihre kle Herzen angſtvoll um das Lo Schneewittchens, was war

der Jubel groß, als ſich das Schickſal desſelben ſo ſchön aus aller Pein
herausſchälte. Vergeſſen war da aller Kriegskummer, die kleinen Mäu-
ler gaben der Freude ungebundenen Ausdruck. Die Aufführung war
eine der jungen Schar angepaßte klare und verſtändnisvolle. Die

ß die kleinen und großen Kinder vergeſſen, daß das ganze
ein Märchen ſei. Hellen Beifall fanden vor allem die Zwerge, ſowie
die BallettVorführungen im 7. Bilde. Die
Fräulein

Mitwirkenden, vor allem
Jrma Groawi als Schneewittchen, gaben ihr Beſtes, um den

e.
Genoſſen?

Werbt Mitglieder für die
Partei

e

Kleinen zu gefallen. Das Orcheſter unter Leitung des Herrn Kapell
meiſter Schönbach paßte ſich der Handlung aufs beſte an. Sicher wird
das Weihnachtsmärchen noch manch Kindergemüt erfreuen.

Stadttheater. Heute, Dienstag, geht Walter Harlans gotiſchesLuſtſpiel „Die vorſichtige Jungfrau“ in Szene. Mittwoch abend

„Coſi fan tutte“ von Mozart, Donnerstag Anfang 7 Uhr
„Lohengrin“, Freitag „Familie Schimek“, Sonnabend abend „Die
verſunkene Glocke“, Oper von Heinrich Zöllner. Das Weihnachts
märchen „Schneewittchen“ wird am Mittwoch und Sonnabend nach-
mittag 314 Uhr wiederholt.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Eine Frauenverſammlung tagte am

Freitag im Tivoli. Aus allen Schichten waren die Frauen er-
ſchienen. Frau Hoppſtock eröffnete die Verhandlungen, worauf
Schweſter Lydia Ruehland aus Dürrenberg das Wort ergriff. Sie
ſprach über „Frauenforderung im neuen Deutſchland'. Die
Rednerin erwähnte Bebels bekännte Schrift „Die Frau und der
Sozialismus“, der damit der Frau das Gefühl der Menſchenwürde
wiedergab und ſie dem Mann gleichſtellte. Prieſtermacht und
Staatsmacht haben die Frau und ſie zu einem Weſen
zweiter und dritter Klaſſe im Skaatsleben gemacht. Richtſchnur
war immer: Die Frau gehört ins Haus! Wie aber liegen die Ver-
hältniſſe heute? Millionen von Frauen arbeiten außer dem Hauſe
und ſuchten ihren Lebensunterhalt in ſchwerer, harter Arbeit. Die
Geſellſchaftsordnung billigte ihr aber irgend welchen Einfluß nicht
zu. Alle Geſetze und Geſetzentwürfe für das weibliche Geſchlecht
wurden ſtets ohne die Frauen durchberaten und beſchloſſen. Man
regelte die Arbeiterinnenfrage in den Fabriken, die Militärgeſetze,
den Schulzwang, die Geſetzentwürfe über Mutterſchutz, Säuglings-
fürſorge uſw. Auch die Frage des geſetzlichen Arbeiterſchutzes be-
rührte Rednerin und fand am Schluſſe großen Beifall. Jn der
Debatte trat ein Dr. Köttritz auf, mußte aber unter großer Un-
ruhe den Saal verlaſſen, da er völlig taktlos auftrat. Sonſt verlief
die Verſammlung gut.

Weißenfels. Kriegsfolgen. Ein Schuljunge von hier, jetzt
in Quedlinburg in einer Erziehungsanſtalt, war mit einem andern Jun-
gen in Unterkaka in die Küche des Hofmeiſters Tietze eingeſtiegen und
hatte dort liegende 2 Pfund Brot, Eier, Käſe und ein Portemonnaie
mit 2.50 M. geſtohlen. Er iſt dafür von der Naumburger Strafkammer
zu 14 Tagen Gefängnis verurteilt worden.

Naumburg. Schlechter Umgang. Die Schneiderin Witwe
Olga B. war mit der ledigen Erna Br. befreundet, was für ſie ver
hängnisvoll geworden iſt. Letztere war im Beſitze eines zweiten
Schlüſſels zum Verkaufsladen ihrer Mutter. Zu drei verſchiedenen
malen hatten ſie zuſammen Kleiderſtoffe, Schürzenzeug, Zwirn und
ähnliche Waren von dort geholt und dieſe zum Preiſe von zuſammen
2488 Mark auf Dörfern verkauft. Weiter hatten ſich beide der Ge
werbsunzucht ſchuldig gemacht. Für letztere hat die Strafkammer jeder
14 Tage Haft zuerkannt, die B. hat wegen der Diebſtähle 9 Monate
Gefängnis bekommen. Die Br. iſt frei ausgegangen, weil ihre Muter
keinen Strafantrag geſtellt hatte. Dieſe darf aber die Koſten des Ein
ſtellungsverfahrens zahlen.

Bitterfeld. Verbotener Tan z. Der Arbeiter- und Sol-
datenrat erläßt mit dem Landrat folgende Bekanntmachung: Das
Abhalten von öffentlichen und geſchloſſenen Tanzluſtbarkeiten wird

tit Rückſicht auf den Ernſt der Zeit bis auf weiteres verboten. Zu
oiderhandlungen werden beſtraft.

Oſterfeld. Getreideſchiebung. Der Landwirt Eugen
Hendrich in Lindau iſt durch rechtskeäftigen Strafbefehl des Amtsge-
richts in Oſterfeld wegen Beiſeiteſchaffung beſchlagnahmter Getreide-
Weg zu 500 Mark Geldſtrafe evtl. 100 Tagen Gefängnis beſtraft
worden.

Eisleben- Vom Soldatenrat wird mitgeteilt: Dringender
Gründe halber ſieht ſich der Soldatenrat veranlaßt, vom 5. Dezember
an für ſämtliche Militär- Perſonen in Eisleben Zapfenſtreich um 12 Uhr
nachts feſtzuſetzen.

Erwerbsloſenfürſorge der Stadt Halle.
Auf Grund der Verordnung des Reichsamts für die wirtſchaftliche

Demobilmachung vom 13. November 1918 (R.-G.-Bl. S. 1305) wird
für den Stadtkreis Halle folgendes angeordnet:

I.

Vorausſetzung der Untkerſtützung.
1.

Erwerbsloſenfürſorge wird ſolchen Perſonen gewährt, welche
1. über 14 Jahre alt ſind,
2. arbeitsfähig, arbeitswillig, beim ſtädtiſchen Arbeitsamt als ar-

beitſuchend eingetragen. ſind und ſich infolge des Krieges durch Gr-
werbsloſigkeit in bedürftiger Lage befinden. Eine bedürftige e iſt
nur anzunehmen, wenn die Einnahmen des zu Unterſtützenden einſchließ
lich der Einnahmen der in ſeinem Haushalt lebenden Familienange-
hörigen infolge gänzlicher oder teilweiſer Erwerbsloſigkeit derart zurück
gegangen ſind, daß er nicht mehr imſtande iſt, damit den notwendigen
Lebensunterhalt zu beſtreiten,

3. im Bezirk der Stadtgemeinde Halle ihren Wohnort haben,
4. mindeſtens 3 Tage arbeitslos ſind.
Die Erwerbsloſenfürſorge hat nicht den Rechtscharakter der Armen-

pflege.
S 2.

Für Kriegsteilnehmer gilt abweichend von den Beſtimmungen
des S 4. Ziffer 3 und 4 folgendes:

1. Erwerbsloſenfürſorge wird den Kriegsteilnehmern gewährt,
wenn ſie vor ihrer Einziehung zum Heere im Bezirk der Stadtgemeinde
Halle gewohnt haben. Kriegsteilnehmer, die vor der Einziehung zum
Heer nicht im Bezirk der Stadtgemeinde Halle gewohnt haben, ſich
aber nach der Demobilmachung dort aufhalten, erhalten nur vorläufige
Unterſtützung, die vorſchußweiſe für Rechnung der Gemeinde ihres frü-
heren Wohnorts gezahlt wird

2. Die Beſtimmung des S 1 Nr. 4 über die Wartezeit gilt nicht
für Kriegsteilnehmor.

Vorausſetzung für die Erwerbsloſenfürſorge der Kriegsteilnehmer
iſt der Nachweis ihrer ordnungsmäßigen Entlaſſung.

3g 3.
Weibliche Perſonen ſind nur zu unterſtützen, wenn ſie auf Er-

werbstätigkeit angewieſen ſind.
Perſonen, deren frühere Ernährer erwerbsfähig zurückkehren, er

halten keine Erwerbsloſenunterſtützung.
We infolge der Art ſeines Berufes tageweiſe oder ſtundenweiſe

erwerbslos zu ſein pflegt, wird für dieſe Zeit nicht unterſtützt.
S 4.

Ausgeſchloſſen von der Unterſtützung ſind diejenigen Perſonen,
welche laufende Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln beziehen.

8 5.
Kleinerer Beſitz (Spargroſchen, Wohnungseinrichtung) ſind für die

Beurteilung der Bedürftigkeit nicht in Betracht zu ziehen.
II.

Uebernahme von Arbeit
g 6.

Erwerbsloſe ſind verpflichtet, j de nachgewieſene geeignete Arbeit
auch außerhalb ihres Berufes und Wohnortes, namentlich in dem
früheren Beſchäſtigungsort und dem vor dem Kriege bewohnten Ort

zu gekürzter Arbeit anzunehmen, ſofern für die ene
rbeit ener Lohn geboten wird, die wieſene

Arbeit die Geſundheit nicht ſchädigt, die Unterb r en
iſt und bei Verheirateten die Verſorgung der lie unmögwird.

e Fahrt (Hahrtarien) zur Reiſe in den B Ton Meinelt der Seeeeoſeneſonge u bemgeg O httgnngort r

8 7.
Perſonen, die während des Krieges zur Aufnahme von Arbeit

in einen andern Ort gezogen ſind, ſollen pögnon den früheren
Wohnort zurückkehren. Um ihnen die Rückkehr früheren
ort zu erleichtern, r glich für ſie die Arbeitsvermittlung in die
Wege zu leiten. eſen Perſonen iſt daß ihnen bereits
Arbeit an ihrem früheren oder Beſchäftigungsort nachgewieſen
iſt, freie Fahrt (Fahrkarte) zur Reiſe dorthin aus Mitteln der Er-
werbsloſenfürſorge zu bewilligen. dNach F 5 der Verordnung vom 13. November 1918 iſt die
meinde des früheren Wohnorts nach Rückkehr ſolcher Perſonen zu
ihrer Unterſtützung verpflichtet. m

Art und Höhe der Unkerſtühung.

s 8.
Die nach den Vorſchriften der 89 1--4 zu gewährende Erwerbs.

loſenunterſtützung beträgt bei gänzlicher Erwerbsloſigkeit für jeden ar
beitsloſen Wochentag:

ür männliche Perſonen bis zu 16 Jahren 2.70 M.
ür männliche Perſonen von 16 bis 21 Jahren 4 M.
ür männliche Perſonen über 21 Jahre 5.20 M.

für weibliche Perſonen bis zu 16 Johren 2.-- M.
für weibliche Perſonen von 16 bis 21 Jahren 2.20 M.
fütd weibliche Perſonen über 21 Jahre 3 M.
Für Familienangehörige, zu deren Unterhalt der Untergeſtützte ge-

ſetzlich verpflichtet iſt und die keine ſelbſtändige Unterſtützung nach
Abſatz 1 beziehen, wird ein Zuſchlag von 1 M. für den Arbeitstag ge-
währt, welcher nür bei Unterſtützung des Haushaltungsvorſtandes und
an er. zahlen iſt, jedoch insgeſamt 4 M. für den Tag nicht über-
ſteigen darf.

Erreichen Arbeitnehmer infolge vorübergehender Einſtell oder
Beſchränkung der Arbeit in einer Kalenderwoche die in ihrer Arbeits
ſtätte ohne Ueberarbeit übliche Zahl von Arbeitsſtunden nicht, ſo er
halten ſie für die ausgefallenen Arbeitsſtunden Erwerbsloſenunter-
ſtützung, ſofern 70 v. H. ihres regelmäßigen Arbeitsverdienſtes den
doppelten Unterſtützungsbetrag im Falle gänzlicher Erwerbsloſigkeit
nicht erreichen. Der fehlende Betrag iſt als Erwerbsſoſenunterſtützung
zu zahlen.

Für Feiertage, die auf einen Wochentag fallen, wird Unterſtützung
gewährt.

An Stelle der Geldunterſtützungen können nach näherer Beſtim
mung des Magiſtrats Sachleiſtungen (Mietsunterſtützung, Gewährung
von Lebensmitteln und dergl.) treten.

S 9.
Iſt der Empfänger der Unterſtützung Mitglied einer Krankenkaſſe,

ſo übernimmt die Gemeinde die freiwillige Weiterverſicherung nach Maß
gabe ſeiner bisherigen Verſicherungsſtufe, höchſtens aber bei männlichen
Perſonen der Stufe Va, bei weiblichen Perſonen der Stufe IV.

Der Unterſtützte hat ſich ſofort bei ſeiner Krankenkaſſe zu melden.
Jm Falle der Weigerung kann die Unterſtützung ganz oder teilweiſe

verſagt werden. z 10
Rentenbezüge ſind auf die Erwerbsloſenunterſtützung nur inſoweit

anzurechnen, als die Erwerbsloſenunterſtützung und Rentenbezüge zu
ſammen den Afachen Ortslohn überſteigen.

5 11.
Die Entſcheidung über das Vorhandenfein der Vorausſetzungen

(F5 1--5) und die Feſtſetzung der Höhe der Unterſtützung liegt dem
Städtiſchen Arbeitsamt ob.

Auszahlung
12

Die Auszahlung der Unterſtützung erfolgt wöchentſich an der

d ilnwot feſtzufetzenden Stelle und nach näher zu beſtimm
itpunkten.

Bei Auszahlung der Unterſtützung iſt die abgeſtempelte Vormerk-
karte des ſtädtiſchen Arbeitsamtes, aus der die Erwerbsloſigkeit hervor

geht, vorzulegen. v
aghezte.

1

Die Unterſtützungsempfänger haben ſich jeden r der
feſtgeſetzten Zeit bei dem ſtädtiſchen Arbeitsamt zu melden.

er Magiſtrat kann nach Anhörung des Fürſorgeausſchuſſes (S 18)
anderweite Kontrollvorſchriften erlaſſen.

VI.
Beſondere Vorſchriften für Jugendliche.

8 14.
Für jugendliche Perſonen beiderlei Geſchlechts im Alter von 14 bis

20 Jahren kann die Bewilligung und Auszahlung der Unterſtützung
nach Maßgabe beſonderer, von dem Magiſtrat zu veröffentlichender Be
ſtimmungen abhängig gemacht werden, von der Teilnahme an der All-
gemeinbildung dienenden Veranſtaltungen, Beſuch von Werkſtätt, Lehr
kurſen und dergl.

Der Fürſorgeausſchuß (F 18) iſt vor dem Erlaß dieſer Beſtim

mungen zu hören. v
Unkerbrechung und Forlfall der Anierkähang ſowie Ausſchliezungs

gr
S 15.

Die Zahlung der Unterſtützung iſt ganz oder teilweiſe aufzuhehben,
wenn feſtgeſtellt wird, daß die Vorausſetzungen hierfür (F§ 1--4) ganj
oder zum Teil nicht mehr vorliegen.

S 16.
pig“ Ausſchluß von dem Bezuge der Erwerbsloſenunterſtützung

erfolgt

1. wenn der die Fürſorge mißbraucht,insbeſondere wenn er die Unterſtützung durch unwahre Angaben oder
Verſchweigen von Tatſachen erlangt hat oder weiter bezieht,

2. wenn der Unterſtützungsmpfänger die von dem Magiſtrat ge
mäß S 13 erlaſſenen Kontrollvorſchriften nicht beachtet.

S 17.
Die Unterſtützung ruht für jeden Tag an dem der Unterſtü g.

empfänger ſich nicht innerhalb der feſtgeſetzten Zeit auf dem Arbeitsamt
meldet oder ſich mit triftigen Gründen entſchuſd

Die Erwerbsloſenunterſtützung wird für Verheiratete auf die Dauer
von höchſtens 8 Wochen, für Ledige auf die Dauer von höchſten
6 Wochen gewährt. v

v

18.
Als Fürſorgeausſchuß im Sinne der Beſtimmungen des S 13 der

Verordnung vom 13. November 1918 wird die Deputation für das
ſtädtiſche Arbeitsamt beſtimmt.

Die Deputation für das ſtädtiſche Arbeitsamt entſcheidet als Für
ſorgeausſchuß über Streitigkeiten in Angelegenheiten der Erwerbsloſen
fürſorge; über Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Fürforgeaus
ſchuſfes entſcheidet die Kommunalaufſichtsbehörde endgültig.

IX.
e

19.

Dem Magiſtrat bleibt vorbehalten, Au eſtimmungen
insbeſondere über die Organiſatjon und Geſ len der Erwerd
loſenfürſorge nach Anhörung des Fürſorgeausſchuſſes zu erlaſſen.

X.
Jakraffireten.

s 20.
Die Beſtimmungen treten mit der Verkündung in KraHalle, den 3. Dezember 1918. Der r
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